 Herzlich willkommen zur Lage der Nation Ausgabe Nummer 13 mit Philipp Bandser und mit Ulf Burmajam.
 Ganz herzlich willkommen. Wir kwegen ja an dieser Stelle ein bisschen zusammen, was in der Woche so politisch passiert ist.
 Und auch an diesem Sonnening Freitag nachmittag.
 Werden wir das tun?
 Begrüßen die neuen Höheren und Höhrar.
 Wir haben mit großer Freude gesehen.
 Viele neue Vollauer auf Twitter, viele neue Likes auf Facebook.
 Vielen, vielen Dank für das Interesse an der Lage der Nation.
 Genau. Und auf Facebook hat es auch ein bisschen besser funktioniert.
 Vielen Dank fürs Roma-Zählen und Werbung machen und Mund zu Mund Text zu Text.
 Von zu Phone-Propaganda.
 Es hat sehr schön funktioniert.
 Und apropos Propaganda.
 Wir haben eine neue technische Spiele Reihe.
 Wir haben nämlich gesehen auf der Seite vom Exidental-Teck Podcast.
 Das ist so ein Nerd Podcast aus Amerika, unter anderem mit Marco Amand, dem Entwickler von Oragast.
 Das ist da auch für Podcast so schöne Smartbanner gibt.
 Jedenfalls auf iOS.
 Das bedeutet, dass man quasi auf der Homepage von einem Podcast gleich oben so ein Banner hat.
 Und wenn man da drauf tippt, dann kommt man direkt in diese Podcast-App von Apple
 und kann direkt ein Podcast subscribe.
 Das ist ein undokumentiertes Feature, aber Marco Amand, der Fuchs, hat das herausgefunden.
 Und das haben wir jetzt auch auf der Seite der Lage der Nationen.
 Wenn ihr also auf einem iOS-Gerät unseren Podcast aufruft,
 dann könnt ihr mit einem Klick in die Podcast-App springen und uns dort subscribe.
 Wie ist Norddeutscheist.
 Schön, es gibt wieder eine Menge Feedback dazu, aber noch mehr am Ende der Sendung.
 Und ich würde sagen, wir tauchen gleich direkt rein ins erste Thema.
 Und das hatten wir uns schon etwas länger vorgenommen, aber das ist natürlich in diesen Tagen
 von mehr oder weniger dauern der Aktualität.
 Genau.
 Nämlich in der vergangenen Woche hat die Regierung das Flüchtlingslager in Idomeni aufgelöst.
 Und damit noch mal in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit gerückt,
 das schickseil vieler Flüchtlinge auf der sogenannten Balkan-Rute.
 Wir hatten das Thema Refugees ja schon eine ganze Reihe von Malen hier in der Lage der Nationen.
 Und unter anderem auch den Türkei Griechenland-Diel diskutiert.
 Genau, denn natürlich jetzt auch wieder so ein bisschen in Fokus gerückt ist,
 weil der Bundestag diese Armenien-Resolution verabschiedet hat.
 Also diesen Völkermord der Türken an den Armenians,
 an den letzten Jahrhunderts gegeistelt hat und öffentlich sozusagen dazu Stellung genommen hat.
 Und das hat natürlich Herrn Erdogan.
 Herrn Erdogan, wir haben gesagt, er heißt Erdogan.
 Das ihm, das was wirts.
 Ist ein, so was wie so ein Haar.
 Hat den natürlich wieder auf die Palme gebracht.
 Und wieder zur Disposition gestellt, wird er sich nun an diesen Dielgebunden fühlen.
 Ja, oder nein, wir presper ist die EU, ist Merkel eigentlich.
 Und deswegen haben wir gedacht, das müssen wir jetzt endlich mal zum Thema machen
 und sind ganz froh, dass wir Nora Markard gewonnen haben,
 Juni Prof. Anna-Uni Hamburg und Völkerrechterin und Leiterin der Refugee Law Clinic.
 Herzlich willkommen, Nora, schön, dass du dabei bist.
 Vielen Dank für die Einladung.
 Sehr gerne.
 Ja, fangen wir da vielleicht gleich mal an mit der Refugee Law Clinic.
 Was ist denn eine Refugee Law Clinic?
 Was macht die denn, Hamburg?
 Ja, das ist vielleicht erstmal ein bisschen verwirrend mit der Bezeichnung,
 weil eine Klinik, da stellt man sich ja eigentlich, ja, was Medizinisch ist runter vor.
 Und jetzt heißt das aber Law Clinic.
 Und das kommt aber tatsächlich daher, dass das ist so eine amerikanische Idee,
 dass man das so ähnlich macht mit den Jurastudierenden, wie mit den Medizinstudierenden.
 Weil die nämlich im Studium schon am Krankenbett quasi im echten Berufsleben noch weiter lernen.
 Ja.
 Und diese Integration der Praxis ins Jurastudium, das ist die Idee von Law Clinic auch.
 Und die gibt es zu verschiedenen Themen.
 Also meistens sind das so Themenbereiche, wo es um Leute geht, die vielleicht Schwierigkeiten
 mit dem Zugang zur Rechtsberatung haben.
 Ja.
 Und das sind also so Menschenrechtsfälle oder es gibt so Poverty Law Clinic oder Housing Law
 Clinic oder so in den USA.
 Und in Deutschland gibt es jetzt also als neuer neuen Trend sozusagen die Refugee Law
 Clinic.
 Das damals, ich war dazu passend, diese Woche auf einer Veranstaltung, wo das BNBF
 das Bundesministerium für Bildung und Forschung zusammen mit dem deutschen akademischen
 Austausch dienst, so mal ein Kollege, ein Studienkolleg an der Freundin Universität
 in Berlin besucht hat und sich gebrüstet hat.
 Also wo auch Flüchtlinge sind, die sozusagen schon Studien haben, bestimmte Scheine haben,
 in ihrem Heimatland gemacht haben und jetzt hier so über einen Sprachkurs und über so eine
 fachliche Fittmachisierung auf das Studium hier vorbereitet werden sollen.
 Und da brüstete sich das Ministerium und auch der deutscher akademische Austausch dienst damit,
 dass sie bis 2019 also in den nächsten drei Jahren 100 Millionen Euro zur Verfügung stellen,
 unter anderem für so Aktionen und so Projekte wie Dines.
 Nämlich auch indem sie für solche Projekte wie Dines, also Studierenden, Profisorale,
 Projekte, Geld zur Verfügung stellen zum Beispiel für Studentinnen der Hilfskräfte, die das dann
 organisieren. Und da haben sie dann gesagt, gibt so 150 Projekte in Deutschland zählt
 da ins auch dazu? Christoph Geld?
 Das haben wir tatsächlich jetzt nicht beantragt.
 Wir sind von der Fakultät unterstützt bisher und haben so ein paar private Sponsoren.
 Darunter zählt auch das Taliertheater, die ja auch so spendengesammelt haben letztes Jahr,
 aber auch zwei Großkanzlein.
 Und wir hatten so ein bisschen das Gefühl, also diese Ausschreibung, das ist jetzt natürlich
 so ein Spezialfall, aber dem der AD geht es natürlich und auch diesem Projekt, wo du jetzt wahrscheinlich
 warst und das macht auch unsere Uni, um die Integration von Flüchtlingen in die Uni.
 Und uns geht es ja unserem Projekt eigentlich eher darum, dass die Yoga Studierenden raus
 gehen, aus der Uni sage ich mal und ihre ihr Wissen den Flüchtlingen zur Verfügung stellen.
 Insofern das ist eigentlich eher so ein Indirektar Bezugs geht bei maler Umunies, aber sozusagen
 wir sind uns geht es eben nicht um die, sozusagen ein Bindung von Flüchtlingen in das
 Yoga Studium, sondern um die Rechtsberatung von Flüchtlingen durch Yoga Studierenden.
 Okay, ja und kannst du das noch so ein bisschen beschreiben wie du?
 Ja, gerne.
 Wie läuft das so konkret?
 Wenn da so ein, ich sag's schon jetzt vor, da kommt jetzt also ein Migrant, ein Migrantin,
 hat ein rechtliches Problem und wendet sich an euch, wie läuft das dann ab?
 Ja, das läuft normalerweise in einer unserer beiden Beratungsstellen ab.
 Also wir sind zweimal die Woche in Hamburg in, haben wir so eine Art Sprechstunde, das eine
 ist mit woch's nachmittags im Café Weltraum, das ist so ein autonomes Projektraum und das
 Anderes in der Embassy of Hope vom Taliertheater in Altona, in der Gaußstraße am Dornstag
 nachmittag.
 Und da sitzen dann also unsere Studierenden und das wissen die Leute inzwischen auch, dass wir
 der Sinn tun kommen dahin und bringen also auch ihre Dokumente mit und sagen hier, ich weiß
 gar nicht was das für ein komischer Brief ist oder wie mache ich das mit der Familie
 Zusammenführung oder so.
 Ja.
 Und die Studierenden erteilen, also gucken sich das an, müssen natürlich auch ausfinden, was
 es da eigentlich über passiert, müssen vielleicht auch Akten einen Sicht beantragen für die
 Leute und so und erklären ihn so ein bisschen das Verfahren und so weiter das eben notwendig
 ist, dann erteilen sie ihnen auch Rechtsrad.
 Das ist natürlich so eine Sache, weil das sind der Studierende, die haben jetzt noch kein
 Examen und deswegen ist das auch rechtlich natürlich reguliert und durch das sogenannte
 Rechtsdienstleistungsgesetz und da ist vorbestrieben, was ich auch total richtig finde,
 ist das Studierende, die das machen wollen, ordentlich ausgebildet werden müssen, durch Leute
 die in Examen schon haben und dass sie auch regelmäßig fortgebildet sein müssen, weil sich
 das rechtsgebiet natürlich ständig entwickelt und dass sie auch irgendwie eine Art von Supervision
 brauchen.
 Also dass sie dann wieder mal gecheckt wird, was sie da eigentlich machen und dass sie auch,
 wenn es mal eng wird, jemanden anrufen können und sagen ich habe ja was kompliziertes,
 ich weiß nicht, was ich da machen soll.
 Ja.
 Und wir halt entsprechend Strukturen eingerichtet und das ist das, was bei so einer Klinik
 sein auch relativ auffindlich ist, man muss also so eine Ausbildungsprogramm konzipieren,
 das läuft bei uns über zwei Semester mit noch einem Praktikum dazwischen, dann können wir
 so etwas nicht so kommen.
 Nach rechtsandwald, der spricht alle zwei Wochen mit den Studierenden ihre Sachen durch und
 so weiter.
 Also kostenlos, aber trotzdem natürlich eine Anspruch auf Qualität, also die Leute sollen
 rechtsrad kriegen, auf denen sie sich auch verlassen können.
 Gut, aber das klingt ja auch so müssen, als würden die Studierende davon durchaus profitieren,
 weil das jetzt nicht nur so eine so eine loslose Situation, als wenn sie dann zur Zeit
 reinballern, sondern sie erfahren ja auch eine ganze Menge.
 Ganz kurzen noch für den Thema, was mich interessieren würde.
 Was sind denn das für Kernprobleme, mit denen sie fürchtlegen und wie werden die so
 von der Verwaltung behandelt?
 Also Familienzusammenführung ist ein riesen Problem, sagen wir erst gar nicht so, wo es
 uns vorgenommen als Thema, das wurde aber sehr an uns rangetragen und das zweite ist meistens,
 dass die Leute irgendwo im Verfahren hängen und nicht so richtig verstehen, was da eigentlich
 passieren, was das Problem ist und was sie jetzt machen können, um das zu beschleunigen.
 Das sind dann nicht mehr Sachen, wo man jetzt gar nicht besonders viel machen kann, sondern
 den er erklärt, was jetzt gerade so Sache ist.
 Und unser zweiter inhaltig her Schwerpunkt ist aber eben zu gucken, sollen die Leute im Rahmen
 des Dublin-Systems irgendwo hin zurücküberstellt werden und gibt es vielleicht Gerunde, warum das
 aber rechtlich gar nicht gemacht werden sollte.
 Das muss man den Leuten halt erklären, damit sie auch wissen, was an ihrer Situation möglicher
weise sinnvoll wäre, der Behörde zu erzählen, weil sie das ja zum Teil rechtlich auch
 gar nicht durchschauen und dann gar nicht müssen, dass sie da irgendwas Geld machen können.
 Ja, sehr schön, Nora, Dublin ist ein wunderbares Stichwort und zugleich eine Überleitung
 wieder zum Thema Griechenland und Türkei.
 Magst du ganz kurz eingeschildern, was denn das Dublin-System eigentlich sein sollte, was
 die Idee dahinter ist und wie es heute darum steht?
 Ja, das Dublin-System, das gibt es schon relativ lang ehrlich gesagt, das ist von 1990, das
 1997 im Kraft getreten und der Hintergrund war, dass damals so einige EU-Staaten sich
 zusammengeschlossen hatten zum Schängenraum, ob durch das Scheng eine Abkommen und da also
 die Kontrollen an den Binnengrenzen abgeschafft wurden und damit waren natürlich irgendwie
 klar.
 Die Außengrenzen werden wichtiger, wir brauchen irgendwie gemeinsame VISA-Regimes und harmonisierte
 Grenzkontrollen und so weiter und das heißt aber auch wenn Leute einmal über die Außengrenze
 die dieses Schengraum rüber sind, können die sich halt frei bewegen und es war damals schon
 eine gewisse Sorge, darum, dass ein sogenanntes "Sylam-Shopping" in der Europäischen Union
 passiert, also dass die Leute von einem Staat zum nächsten ziehen und überall als Ölbeantragen
 bis sie es irgendwo kriegen.
 Ja.
 Natürlich immer so im Hintergrund auch die Sorge um also ein Nisbrauch dabei und dass die
 Leute eigentlich nur die Sozialleistungen ausnutzen, sodass es so der Kontext der 90er-Jahre
 gewesen.
 Und das zweite Problem was relativ handfest war tatsächlich ist der sogenannte "Refuge
 in Orbit", also der flüchtlinge im Orbit, der zwischen allen Staaten so hin und her geschoben
 wird und irgendwo zu seinem Recht kommt, weil alle immer nur sagen ich bin jedenfalls
 nicht zuständig, ohne zu sagen wer dann eigentlich dann zuständig sein soll.
 Und diese beiden Probleme, also mehrfach Beantragung und natürlich sagt der durch Persußenbelastung
 als auch sozusagen diese negativen Zuständigkeitserklärung haben dazu geführt, dass man sich ein
 System ausgedacht hat mit dem Dublin System, das sozusagen ein "One-Chance-System" ist,
 bei dem man nur einmal sein als Sylfervan durchführen kann in der Europäischen Union und
 gleichzeitig aber auch fest steht in welchem Staat man das tun muss.
 Das klare Kriterien dafür da sind, dass ein Staat zuständig ist und welcher Staat das
 sein soll.
 Und das klinkt es erst mal?
 Der Du reingez zuerst.
 Na ja, es wird verschiedene Kriterien.
 Also das ist erstmal ja so eine ganz gute Idee, dann hat man sich da also Kriterien ausgedacht.
 Und das ist so ein Rang, so wenn so Kriterien und so ein Rang in so einer Rangfolge, so
 nach hier reich die ersten sind, wenn man schon irgendwo Familie hat, dann darf man da hin,
 dann ist das Verfahren, wird das Verfahren durchgeführt.
 Wenn man mindernjährig ist, dann wird das Verfahren durch, dadurch geführt, wo man den
 Antrag gestellt hat oder wiederum, wo Familie ist.
 Wenn diese ganzen vorringigen Kriterien nicht greifen, was meistens der Fall ist, dann ist der
 Staat zuständig, der einen reingelassen hat sozusagen.
 Also wenn man entweder mit einem Wiesum eingereist ist oder Wiesum ist frei, einen reisen
 durfte oder wo man illegal die Renten sehr überschritten hat.
 Okay, also diese, was man jetzt in den Medien so die im Vordergrund steht, also das Land
 erstmal zuständig ist, wo man zuerst in die U-Boden quasi erreicht hat, das ist eigentlich
 nur so eine Art Vollbegglösung.
 Ja, genau, also die Materien, die die erste Anwendung.
 Die Roll-Priterium, wenn sonst nichts einschlägig ist, aber das ist natürlich, dass in der Praxis
 tatsächlich auch wichtigste Kategorie, und das ist schon klar.
 Und warum fressen ihr das jetzt nicht mehr?
 Nein, ja, also da gibt es mehrere Gründe für vielleicht erst mal der naheligste Grund ist,
 diese Wiesumsharmonisierung und gemeinsame Grenzkontrollen und so weiter.
 Haben dazu geführt, dass praktisch alle Staaten aus denen Flüchtlinge so kommen, in
 der gesamten EU-Wiesumspflicht unterliegen, dass die Leute aber keine Wieser kriegen und dass
 sie auch, dass es auch keine Schutzwieser gibt.
 Und das heißt, dass die Leute eigentlich nur die Möglichkeit haben, die Grenze illegal
 zu überschreiten, weil Wiesum kriegen sie sehr nicht, legal geht es nicht.
 Das heißt auch, dass sie übrigens kein Flugzeug nehmen können, weil im Rahmen dieses Schengensystems
 auch sogenannte Carrier Sanctions eingerichtet worden sind, also Sanktionen für Transportunternehmen,
 wenn die Leute mitnehmen, die kein Wiesum haben, obwohl sie ins brauchen.
 So und damit bleibt eigentlich nur der Landweg oder der Seeweg.
 Und das heißt, dass man in die EU in der Regel an den Außengrenzen zum ersten Mal betritt.
 Und das ist natürlich eine relativ ungleiche Belastung der EU-Mittilsstaaten, was jetzt die
 Unterbringung, Versorgung, Verfahrensbehandlung und so weiter, die Salote angeht.
 Und das ist erstmal so ein ganz strukturelles Problem mit dem Dublin-System.
 Das hat man sich vielleicht nicht so richtig überlegt oder vielleicht hat man sich schon überlegt
 und hat gedacht, das kriegen wir schon irgendwie hin.
 Oder es ist natürlich auch ein gewisser, das wird nicht so gerne ausgesprochen.
 Ein gewisser Anreiz für die Grenzstaaten, ihre Außengrenz, eine ordentlich zu sichern,
 weil alle Leute, die da durchgehen, für die sind sie dann zuständig.
 Das ist ein bisschen der Stand und mich hat es uns dahinter.
 Geben wir mal nach Griechenland.
 Da ist ja sozusagen dieses Problem, wenn ich das richtig sehe, sehr akut gerade, wo wir
 weil nämlich natürlich da viele Flüchtlinge angekommen sind.
 Und wenn ich das richtig sehe, ist die Reaktion der EU und der Griechen primär erstmal
 Hotspots einzurichten.
 Was ist davon zu halten?
 Was ist das und wie ist das zu bewerten?
 Ja, da muss ich vielleicht noch einen kleinen, eine kleine Information einschieben.
 Also Italien-Gerichen, dann stehen jetzt gerade so im Fokus.
 Und in beiden Ländern ist die Situation, so dass da die Unterbringung und Versorgung von
 Flüchtlingen nicht den Standards entspricht, die eigentlich EU-Wahl dafür bindend sind.
 Und das hat auch dazu geführt, dass der europäische Gerichtsof für Menschenrechte und der
 Gerichtsof der Europäischen Union beide 2011 schon geurteilt haben, dass man im Rahmen
 dieses Dublin-Systems niemanden nach Griechenland zurückschicken darf, weil die ernsthafte
 Gefahr besteht, dass die Leute da so entsetzlichen Bedingungen ausgesetzt sind, dass das mit
 der Menschenrechtskonvention nicht feinbar ist.
 Ach, mit einer Vorstellung, das heißt also die Lage in Griechenland und Italien ist so
 mies, ja, dass ein anderes EU-Land niemanden nach Italien oder Griechenland zurückschauen darf.
 Also wir schicken aus Deutschland schon seit 2011 und die anderen EU-Staden auch nicht, schicken
 wir niemanden zurück nach Griechenland.
 Das heißt, wer in Griechenland erstmals eingereist ist und dann in anderen Mitgliedsstatt kommt,
 wird nicht nach Griechenland zurückgeschickt.
 Ach, das heißt, das ist ein bisschen komplizierter.
 Die italienische Situation ist nicht ganz so schrecklich, aber die sind auch strukturell völlig
 überbucht und deswegen müssen da individuelle Garantien eingehalten werden, so ein bisschen komplizierter.
 Ach, das heißt, das ist bekannt.
 Das heißt also diese, wie soll ich sagen, in der deutschen politischen Diskussion hergelegentlich
 zu höhere eine Forderung, dass man doch quasi das Recht einhalten soll.
 Und dazu soll dann eben gehören, dass man Leute zurückschickt zum Beispiel nach Griechenland.
 Das ist also eine völlig unrealistische Forderung, war das eben gerade momentan rechtlich
 nicht möglich ist, irgendwie nach Griechenland.
 Genau, nach Griechenland geht das nicht.
 Die Kommission will das jetzt wieder einführen.
 Aber so ein bisschen unklar, was jetzt ihre Einschaltung ist, was ich in Griechenland eigentlich
 so wahnsinnig verbessert hätte seit 2011.
 Wir wissen alle Griechenland ist extrem betroffen von Erfinanzkrise und die kriegen kaum
 ihrer eigenen Leute versorgt und die Unterbringung von Flüchtlingen ist jetzt dann nicht
 so ganz hoch auf der Agenda.
 Und von EU-Selte gibt es auch Vermutungen des Griechenland, auch kein Interesse hat sich darum
 zu bemühen, weil es läuft ja ganz gut, die Leute werden Griechenland ja abgenommen.
 Fakt ist aber warum Griechenland das jetzt macht oder nicht, kann uns eigentlich egal sein,
 weil wir niemanden Menschenrechtswidrigend verhältnissen aussetzen können, dass nicht auf dem
 Rücken der Flüchtlinge austragen können.
 Okay und das jedenfalls muss man noch mal ganz doll ich sagen, das ist jetzt also nicht
 die Tese von irgendeinen guten Menschen, sondern das ist die hochoffizielle EU-Position,
 dass die Standards in Griechenland und Parzeial auch in Italien nicht ausreichen.
 Das ist so, ja genau, das wird auch anerkannt und da gibt es auch jede Menge Berichte zu,
 immer wieder auch aktuellere aus den Aufnahmelagern in Griechenland und Italien,
 dass da eben die Leute zum Teil inhaftiert werden, dass sie Gewalt ausgesetzt sind,
 dass sie da nicht vernünftig versorgt werden, dass die Gesundheitsversorgung nicht in Ordnung ist,
 dass Kinder da nicht zu in Zubildungs-Einrichtungen kriegen, dass sie der Gewalt durch andere Flüchtlinge
 ausgesetzt sind oder dass sie gar keinen Platz in solchen Lagern bekommen, deswegen obdachlos sind
 und keinen Zugang zu öffentlichen Leistungen haben.
 Da gibt es eine ganze Bandbreite.
 Ja, ja.
 Aber jetzt ist es doch so, dass EU und viele Mitgliedstaaten und internationale Hilfsorganisation
 und Flüchtlingshilforganisation engagiert sind, um diese Lager Menschen zu gestalten.
 Na ja.
 Ja, ja, also die Hotspots.
 Die Hotspots sind so eine Idee der europäischen Kommission.
 Erklär mir, was ist es ganz gut?
 Hotspots.
 Na ja, Hotspot kommt im Grunde daher, dass an bestimmten Punkten übermäßig oder über proportionalf
 viele Leute gleichzeitig eintreffen, das qualifiziert eine geografische Lagerd als Hotspot.
 Und die kann jetzt also in Mitgliedstaat selber definieren, der Kommission sagen, ich brauche
 da Hilfe oder die Kommission fleckt in Mitgliedstaat das vor, was dann passiert, wenn ein solcher
 Hotspot also identifiziert ist, ist das die EU dort ihre Agenturen hinschickt.
 Also insbesondere Frontex, aber auch die Grenzschutzagentur.
 Die Grenzschutzagentur, genau die Mittelmeerzmerz, z.B. ihre Patrouillen macht und auch an der
 Grenzschutzagentur, Kall gestanden hat.
 Und dann also Europoeurojust, die machen so, die sollen ein bisschen wegen Schleppern,
 das EASO, das ist das europäische, also die Unterstützungspurro.
 Das Griechen dann sowieso schon bei der Bewältigung sozusagen, dass Backlogs helfen soll.
 Und diese ganzen Agentulen, die sollen also kommen.
 Und Italien Griechen an diesen Hotspots unterstützen.
 Und das läuft jetzt so ab, dass die Einrichtungen, wo die Flüchtlinge da diese Unterstützung,
 Leistungen erfahren, die werden weiterhin zum Griechenland-Litarien betrieben.
 Also das so mit den Unterbringungsbedingungen hat das erstmal leider noch nichts zu tun, was
 da passieren soll, sind verschiedene Phasen.
 Also erstmal die Leute sollen registriert werden ins Euro-Dax-System.
 Also die Fingerabdrücke sollen genommen werden, falls die irgendwie weiterwandern.
 Die werden die Schutzbedürftigkeit, muss identifiziert werden, so weiter.
 Dann soll geklärt werden, sind das eindeutig Schutzbedürftige oder sind das Leute, die ganz klar
 gar keine Anspruch auf Asyl haben und so fort wieder zurückgeführt werden oder sind das
 schwierige Fälle.
 Die Leute, die klar Schutzbedürftig sind, weil sie aus einem Land kommen, wo die Anerkennungskote
 über 75 Prozent liegt.
 Die sollen jetzt umverteilt werden in der EU.
 Das funktioniert bisher überhaupt gar nicht.
 Das ist der Punkt, was jetzt politisch in letzten Wochen so schlag sein, immer etwas
 wie die Urstaden nicht mitmachen.
 Das ist jetzt gerade auch noch meiner Diskussion, dass vielleicht nochmal ein separates Problem
 und dann sollen die Leute entweder eben sozusagen ungesiedelt werden oder ins
 nationaler als EU-Verfahren gehen.
 Das heißt, es soll sozusagen dieser Aufnahmeprozess irgendwie beschleunigt werden und so
 die Grundentscheidung getroffen werden und die wollen, was auch so die Idee ist, von den
 Leuten dann ihre Schlepperrouten erfahren und dann besser gegen die Schlepper vorgehen
 können.
 Das ist die Idee.
 Das soll an den Hotspots passieren.
 Das ist natürlich jetzt erstmal noch keine wahnsinnig großeartige Entlastung von Griechenland
 und Italien, weil es da erst mal nur um eine Registrierung geht und so lang die Leute
 nicht jetzt über eine Umverteilung da wegkommen, bleiben die natürlich trotzdem da,
 müssen da untergebracht werden, müssen da versorgt werden, müssen da als EU-Verfahren
 und so weiter.
 Wie ist jetzt der Stand?
 Also wir haben jetzt gehört, letzte Woche wurde Edomini geräumt, also dieses eher provisorische
 Lager an der Grenze zum Arzt-Zedunien und wir haben auch da vorgehört, dass viele Hübsorganisationen
 auch ähmnestilien, was nicht, was ähmnestilien, ich weiß es nicht genau.
 Jedenfalls einige Organisationen gesagt haben hier bei diesen Sommerstationären Lager an Flüchtlingslager,
 da machen wir nicht mehr mit, weil die so ein bisschen auf Knast rauslaufen, also umzeunzeln
 und die Leute einfach nicht rausgelassen werden, etc.
 Hast du kannst du mal so ein Statusbericht geben?
 Wie diese Flüchtlinge in Griechenland jetzt gerade untergebracht sind, in welchen Bedingungen
 und da welchen auch freiheitlichen Bedingungen?
 Ja, das ist tatsächlich eine riesen Problem.
 Also ich glaube, es war mit Zachsor Frontier, also erste ohne Grenzen, die da ausbekommen
 und auch UNHCR hat gesagt, sie kooperierender erst mal nicht mehr.
 Das Problem ist natürlich, jetzt muss man sich mal vorstellen, du kommst also an in Griechenland
 und bis jetzt in der EU und denkst okay great, das hat jetzt mal geklappt und jetzt geht
 mein richtiges Leben wieder weiter und dann sitzt du in so einem scheiß Flüchtlingscamp
 auf so einer Insel mit Tausende von anderen Leuten und kriegst was zu essen und das war es.
 Und bis um Zeug.
 Und bis um Zeug?
 Ja, ja.
 Wenn aller Regel, oder ist das Spielmarkt?
 Was ist bei Möglichkeiten?
 In Entweder du wirst jetzt in Griechenland ins Asylverfahren gegeben oder du wirst umverteilt
 zum Beispiel nach Bulgarien oder nach Rumänien oder so.
 Die nämlich noch Leute aufnehmen müssten eigentlich oder du machst dich auf eigene Faust
 auf den Weg, weißt du, bist nicht nach Griechenland zurückgeschoben und versuchst möglichst schnell
 in den Start zu kommen, wo du das Gefühl hast, da hast du Zugang zum Arbeitsmarkt, das
 vielleicht auch Familie und so.
 Also jetzt weitere Familie, auf die du dich jetzt rechtlich nicht berufen kannst.
 Das heißt, diese Weiterwanderung unter Grieb natürlich, das System, wir halten die Leute
 in Griechenland fest oder verteilen die nach unseren Kriterien um, das untergegriff das total,
 deswegen haben die angefangen, diese Hotspots zuzumachen und die Leute werden da festgehalten
 in dem Verfahren.
 Und das hat in Griechenland noch mal eine neue Schärfe gewonnen, seit dieser EU-Te-Kaidil,
 also in Kraft ist.
 Griechenland hat da diese ganzen Hotspots-Lager geräumt, hat die Leute alle aus Festland gebracht,
 diese Hotspots sind ja an den auf den Inseln.
 Haben gesagt, alle, die ab jetzt in diese Hotspots kommen, die unterfallen, diesen EU-Te-Kaidil.
 Und die sind sozusagen, das sind Knesste.
 Und was heißt das für die?
 Das heißt für die, dass die erst mal da nicht weg können, dass sie nicht irgendwie sich
 frei bewegen können, dass die Schwierigkeiten haben, rechtsrad zu bekommen.
 Und ich meine, der EU-Te-Kaidil heißt natürlich, dass sie im Zürich in die Türkei müssen.
 Genau, das wollte ich nämlich jetzt noch sagen.
 Also der EU-Te-Kaidil, der Fustjahr auf der Grundidee, das so gut wie alle, die in Griechenland
 an landen, in die Türkei zurückgebracht werden, es sei denn, dass sie quasi mit Papieren
 regulär nach Griechenland eingereist sind.
 So eine kleine Quote geben von Leuten, die eben regulär nach Griechenland kommen und die
 allermeisten, die übers Meer einfach so nach Griechenland einreisen, sollen möglichst ohne
 weiteres in die Türkei zurückgeschickt werden.
 Gibt denn das eigentlich völkerrechtlich so ohne weiteres, kann man einfach sagen, wir
 schicken die Leute jetzt gnadenlos zurück, wenn sie schon auf EU-Boden sind?
 Ja, also vielleicht noch mal ganz kurz zu diesem Deal, bevor ich dazu komme, ob das
 eigentlich geht, was man sich überlegt hat, ist ja so eine "one in one out" dritte
 denk, also alle, die die Türkei soll verhindern, dass die Leute überhaupt ausreisen.
 Wenn die Leute trotzdem ausreisen auf den Griechen in den Landen, dann werden sie einfach
 sofort wieder zurückgeschickt.
 Das ist die Idee, genau.
 Und für jeden Syrrat er zurückgeschickt wird, wird dann legal ein Syreraauf genommen, bis
 zu einer bestimmten Quote.
 Ja, also die Grundidee ist, die Leute sollen davon abgehalten werden, einfach über das Meer
 einzureisen, stattdessen so klar gesagt werden, wenn ihr überhaupt eine Chance haben wollt, dann
 wartet, bis ihr legal von der Türkei natürlich dann einreisen können.
 Genau, legal, wenn aber nur Syreraaufgenommen werden, alle anderen haben Pächkaab.
 Das heißt, wenn ich Iraka bin und hier ...
 Ja, natürlich.
 Die sitzen in der Türkei fest.
 Und wir sind zurückgeschickt aus diesen Hotspots, es sei denn, du schaffst es irgendwie
 von da aus weiterzukommen.
 Ja, genau.
 Und das wiederum soll ja eigentlich nicht sein.
 Aber wie sieht es denn aus mit der Rechtsgrundlage für das ohne weiteres zurückschicken?
 Also ich meine, das sind ja immerhin Menschen, den die es in der Griechenland geschafft
 haben, die eigentlich Anspruch hätten auf bestimmte rechtliche Prinzipien, sobald sie auf
 frühfogen.
 Ja, genau.
 Das ist auch das große Problem mit dieser Regelung.
 Also man stellt sich das natürlich eigentlich von die U-Sätze sofort, die kommen an, werden
 einfach sofort wieder zurückgeschickt.
 Das ist aber natürlich auch klar, dass das nicht geht, weil das unter Unionsrechtliche
 und menschrechtliche Garantien nicht gewahrt würden.
 Also muss man zumindest irgendwie ein Zugang zu so einem Minimalverfahren machen.
 Man will natürlich vermeiden, dass die Leute richtig ins Erselfervang kommen, mit allen
 rechten Garantien und der Dauer und so weiter, die da mit zusammenhängen.
 Also ja, schnell gehen die sollte, sollte, sollen ja grundsätzlich zurück.
 Jetzt ist es aber so, dass ein Staat niemanden ausweisen darf, der mit einer gewissen Plauselbiedität
 vorträgt, dass ihm in dem Zielstaat Menschenrechtsverletzungen drohen oder dass ihm droht, dass er
 zurückgeschoben wird in seinen Herkunftsland, wo im Verfolgung droht.
 Dann muss ich zumindest püfen, ob das stimmt.
 Ja.
 Also Zugang zum Verfahren.
 Und das heißt, Zugang zu Rechtsrat und auch schimmende Wirkung.
 Das heißt, ich darf nicht während des Verfahrens abgeschoben werden und dann kann man hinterher,
 ob ich vielleicht doch recht hatte.
 Also, um kurz mal einzuhagen, das ist ein bisschen wie so ein Sagen, plastisch wird für
 die höheren Enttüra.
 Das heißt also grundsätzlich kann man schon so eine Art Asylverfahren leid durchführen
 und darauf abzielen, dass möglichst viele Menschen möglichst schnell zurückgeschoben werden.
 Das kann man grundsätzlich völkerrechtlich so machen.
 Das geht im Prinzip schon, weil ich muss ja, also die, sehr klar, ich will ja jetzt die Person
 es nicht nach Syrien zurückschieben.
 Da wär's klar, das geht auf keinen Fall.
 Da wenn die Flüchtling sind, Sonne nicht dekei.
 Das heißt, ich müsste jetzt als Flüchtling, der das verhindern will, Vortragen, dass es in der
 Türkei eine Situation ist, wo meine grundlegenden Menschenrechte nicht gewahrt werden oder wo die
 genwerfer Flüchtlingskonvention verletzt werden, würde zum Beispiel dadurch, dass da meine
 Rechte als Flüchtling in der Türkei nicht gewahrt werden oder dadurch, dass ich in meinen
 Herkunftsland zurückgeschoben würde.
 Da wird's dann schon ein bisschen problematisch, weil die Türkei halt die genferfer Flüchtlingskonvention
 zwar ratifiziert.
 Also es gebunden, aber als die Konvention 1951 geschaffen wurde, da ging es um die folgendes
 zweiten Weltkrieg ist, das heißt man hat den Starten ermöglicht die Geltung der Konvention
 auf Ereignis und Europa zu begrenzen.
 Und das wurde durch den Protokoll dann in den 60er Jahren abgeschafft, die die Starten
 durften, dass aber bei der Beiere behalten und die Türkei hat das auch beibehalten.
 Das heißt, die Türkei erkennt Flüchtling im Sinne der Genferkonvention, nur an wenn sie
 aus Europa stammen.
 Das sie kennengennt vor, dass man aus Europa in die Türkei flieht, ist jetzt nichts anderes
 wahrscheinlich.
 Im Moment noch nicht.
 In jeden Fall, also die genfer Flüchtlingskonvention hat in der Türkei nicht viel
 wert.
 Nur sind natürlich die Staaten, jetzt zum Beispiel Griechenland, ist aber an die GFK
 und muss dann überlegen, ob seine Verpflichtungen aus der Konvention verletzt, wenn es Leute
 in die Türkei zurückschickt, wo es berichtet, darüber gibt es, dass es Rückschiebungen
 aus der Türkei nach Syrien gibt und dass wir redan eine Kettenabschiebung die verboten
 ist.
 Okay, also so weit sozusagen diese juristische Lage, wie ist das jetzt, wie sieht das jetzt
 in der Praxis noch aus?
 Das vielleicht nochmal zum Schluss.
 Also wissen wir, wie viele Flüchtlinge gerade in diesen Hotspot-Lagern sich aufhalten,
 wie viele so zurückgeschickt werden, wie viele dann aus der Türkei, offiziell in Europa einreisend
 dürfen.
 Und ob das klappt mit ihm?
 Und ob das mit diesem Minierverfahren überhaupt klappt.
 Könntest du da nochmal versuchen, den Status quo gerade in der Praxis zu schildern?
 Ja, also was jetzt die Zahlen angeht, bin ich gar nicht sicher, ob es Zahlen gibt.
 Ich kenne sie jedenfalls nicht.
 Das läuft jetzt auch noch nicht so lange, dass dieses Verfahren, was ich aber inzwischen
 an Meldungen gesehen habe, dass zumindest in zwei Fällen Gerichte die Rückschiebung
 in Jettokalfe hindert haben, weil die Bedingungen in der Türkei ebenso sind, wie sie sind
 oder weil die Leute krank waren oder so die Fälle im Einzelnen habe ich mir jetzt noch
 nicht anschauen können.
 Also zumindest im Prinzip klappt es, dass die Leute hinderungsgründe vortragen können und
 dass sie auch dann Zugang zu Gerichten bekommen, um ihr Recht dann auch gegen eine negative
 Entscheidung durchzusetzen.
 In Riechenland.
 Ja.
 Dem Gerichtenland.
 Das scheinen jedenfalls in Einzelfällen zu klappen.
 Wie das jetzt aber für die Praxis im großen Aussied, da habe ich jetzt noch keine neuen Berichte
 gesehen.
 Das kann sein, dass es das gibt, aber ich kenne das jetzt nicht.
 Gut, was mich auch nochmal interessieren würde, ist, du hast jetzt so ein bisschen die
 juristischen Schwierigkeiten beschrieben und die praktischen Schwierigkeiten jetzt leben
 wir aber reden wir von Politik.
 Das heißt, es sind verschiedene Interessen, die da versucht werden irgendwie in Einklang
 zu bringen und das große Interesse der Europäischen Nationen war, wie diesen Flüchern,
 die Mitgliedlingsstrom, nämlich einmal zu beschränken und das irgendwie in die Hand zu
 kriegen.
 Und jetzt hast du das Gefühl, der ist ja offensichtlich zurückgegangen.
 Hast du das Gefühl, dass das mit legitimem Mitteln passiert ist?
 Na ja, also klar, wenn wir jetzt mal auf der politischen Ebene gucken, war ihr zu beobachten,
 dass ich die Situation in der Europäischen Union extrem verschärft hat, dass die
 Rechte- und Zunehmend ihre rechtlichen Verpflichtungen beokortiert haben, ihre ganzen
 Zugemacht haben, über Obergrenzen geredet haben und auch zum Teil mit Gewalt gegen Flüchtlingen
 an den Grenzen vorgegangen sind und dass die Rechtsaussinnen und Rechtsextremen Parteien
 davon massiv profitiert haben von dieser Situation.
 Es war auch klar, die Europäische Union muss jetzt irgendwie eine Art Verlösung finden,
 und es fliegt uns dieses gesamte gemeinsame europäische Eismüssystem um die Ohren, weil Dublin
 funktioniert nicht mehr.
 Aufgrund dieser extreme Überlastung und aufgrund dieser Boy-Kotthaltung in einigen Staaten,
 die daran überhaupt nicht mehr mitmachen.
 Und es musste jetzt was passieren.
 Die Lösung war, wir müssen den Hahn abdrehen.
 Die Staaten lassen sich überhaupt nur noch auf irgendwas ein, wenn sie wissen, um wie viele
 Leute es jetzt eigentlich geht.
 Und klar ist, da kommen jetzt nicht noch morgen, 100.000 dazu und übermorgen noch
 100.000.
 Deswegen sozusagen diese Lösung, wir müssen jetzt einfach gucken, dass die Türkei das Problem
 für uns löst.
 Und das macht die Ohren, die Union jetzt auch nicht zum ersten Mal.
 Also es gibt Kooperation abkommen auch mit Nordafrikanischen Staaten, Westafrikanischen
 Staaten, also Marokko, Mauritanien, Libyen zum Teil sogar und Tunisien, dass die also
 Ausreise verhindern.
 Ist das mit legitiven Mitteln passiert?
 Nein, also juristisch ist es total angreifbar, die Menschenrechtssituationen auch die Versorgung
 Situationen der Türkeis auf dem Sicht nicht angemessen.
 Und es gibt auch einen Menschenrecht auf Ausreise, jeden Start zu verlassen, einschließlich
 des eigenen.
 Das ist alles nicht gewahrt.
 Wenn jetzt die Situation in der Türkei super wäre und die Leute da vollen zugeln, zum
 Asylverfahren hätten und zum Arbeitsmarkt und alles in Ordnung wäre, dann hätte man sicherlich
 weniger bedenken und würde sagen, "Gut, man hat vielleicht jetzt nicht das Recht, sich
 sein Asylstart auszusuchen, aber Leute in einem Land festzuhalten, in dem ihre Rechte
 systematisch unterschritten werden und in dem Wissen, dass das der Fall ist, damit kann ich
 mich sicherlich nicht anfreuen."
 Und um das Nummer auf dem Punkt zu bringen, das hast du dir jetzt zwischen den Zahlen
 mehrfach gesagt, grundsätzlich mal ist Völkerrechtlich keine Quotierung von Asylverfahren oder
 von Asylbewerbern oder auch von Asylanerkennung vorgesehen.
 Und dann hätte die Flüchtlingskonvention gilt eben ohne Obergrenzen grundsätzlich.
 Ja, die Flüchtlingskonvention gilt für jeden, der unter die Flüchtlingsdefinition
 fällt und wenn das der 100.000 1.000 ist und man hat aber die Obergrenze bei 100.000, dann
 ist der genauso Flüchtlingen wie alle anderen vor ihm auch.
 Das heißt also, Obergrenzen gibt es auf jeden Fall nicht.
 Meine Merke hat gesagt, dass er Grundrecht ab bei Sylke keine Obergrenze, damit hat
 sie völlig Recht.
 Das gilt natürlich für alle anderen Schutzinstrumenten auch, die haben natürlich keine
 Obergrenze.
 Nur ist es jetzt aber auch nicht so, dass die Staaten sich das noch nie überlegt hätten,
 was denn es ist, wenn viele Leute ankommen.
 Das ist jetzt für Europa ein bisschen eine neue Situation, das aber weltweit natürlich
 überhaupt nicht selten, dass viele Leute plötzlich in das Land kommen und in der sogar
 in der Präambel, also so den Grunden, warum man sich das überlegt hat, diese Gerne
 Flüchtlingskonvention zu schaffen.
 Schon da steht von 1951 drin, dass also ein System der Lachtlastenteilung geben muss und
 dass die Staaten eben auch sich dann noch Flüchtlinge abnehmen.
 Und das ist dieses Organizeratory-Settlement, dass man sagt, okay, dieser Staat ist jetzt übermäßig
 belastet und wir nehmen dem jetzt Leute ab, obwohl die bei uns nicht angekommen sind, obwohl
 wir eigentlich nicht zuständig sind.
 Sind wir solidarisch und machen mit und davon ist sicherlich deutlich mehr geben.
 Das sind aber eben freiwillige Verpflichtungen, und wenn die niemand eingeht, dann müssen sich
 die Leute natürlich individuell gerecht suchen.
 Ein Appell für mehr Solidarität und Menschenrechte kontra die normative Kraft des Faktischen.
 Ganz herzlichen Dank für das Gespräch, Nora Marcardt, Junior Professorin an der Universität
 Hamburg war das in der Lage Nation.
 Vielen Dank, Nora, dass du dabei warst.
 Vielen Dank, Herr Korra.
 Alles Gute.
 Ciao.
 Ciao.
 Ja, zu unserem nächsten Thema.
 Jetzt greifen wir einen höhere Wunsch auf, der an uns herangetragen wurde.
 Wenn man hat uns nämlich gefragt, wie es denn eigentlich sein kann, dass sich die Milchpreise
 so merkwürdig entwickeln.
 Ein Hörerin hat uns geschrieben und hat sich gewundert, dass es dann nicht besser klappt
 mit der Selbstregulierung des Marktes für Milch.
 Ich weiß nicht, ob es der eine oder andere von euch mitbekommen hat.
 In den letzten Tagen hat eine Krise am Milchmarkt für Schlagzeigen gesorgt, wann nämlich die Preise
 pro Liter Milch immer weiter abgesunken sind und für viele Landwirte diese Preise inzwischen
 nicht mehr kostendecken sind.
 Wie gesagt, die Hörerin hat sich gefragt, wie so ist denn das eigentlich so, wenn die Preise
 nicht ausreichen, dann müsste es doch eigentlich weniger Milchbauern geben und schon müssten
 die Preise wieder steigen.
 Aber Philipp, ganz so funktioniert das nicht.
 Ganz so funktioniert das nicht.
 Also ich habe mich da mal ein bisschen rummarschert, weil das natürlich auch natürlich
 in den Medien war und diese Woche auch ein wichtiges Thema war.
 Du hast es gesagt, 20 Cent, ungefähr plus minus kriegen jetzt die Milchbauern von 20 Cent
 von ihrer Molkerei.
 Bisschen mehr.
 Aber das ist natürlich nicht viel und das ist auch unstrittig, dass das nicht reicht, um quasi
 so einen Milchbetrieb zu betreiben.
 Dafür muss man ja die Tiere fliegen, man muss die Erfüttern, man muss den Stall ausmisten,
 man muss auch einen Stall bauen, man muss die Melken, man muss die Milch transportieren.
 Also es ist auch völlig unstrittig, dass es viel zu viel Milch gibt.
 Das ist auch, denke ich, unstrittig.
 Gibt es so Analysen, wo die habe ich jetzt gelesen, wo im letzten Jahr 2015 glaube ich 4,2
 Millionen Tonnen mehr Milch produziert wurden als im Feuer weltweit.
 Und davon von dieser Mehrproduktion kam glaube ich 3,5 nur aus der EU.
 Oh, also dass die EU zu viel Milch produziert ist unstrittig.
 Die Frage ist jetzt, warum ist das so und warum kann man da nichts ändern.
 Ja genau, normalerweise würde man doch denken, das fand ich nämlich so auf den ersten Blick
 als Nicht-Expernte für Milchkühl.
 Ich bin zwar begeistert, da hab ich trinker, aber ich kenne mich halt nicht damit aus, wie man
 sie groß herstellt.
 Ich hab schon mal eine Kuh sehen, klar, aber wie das so ökonomisch zusammenhängt, weiß ich nicht.
 Insofern wunde ich mich tatsächlich, denn ich fand diese Mail der höheren total plausible.
 Klar, normalerweise würde man denken, okay, die Preise brokkeln.
 Ab einem bestimmten Punkt ist es für einen bestimmten Milchbauer nicht mehr lokativ.
 Dann würde man ja denken, dann sattelt er eben um und macht jetzt stattdessen Kanalahhnung
 hähnchen.
 Genau, das ist natürlich nicht so einfach, weil er hat halt diese Kühe.
 So, und den ganzen, den ganzen auch nicht sagen, du machen wir nicht 20 Liter am Tag, sondern
 machen wir irgendwie so 10. So kann es hier auch nicht, so kann es hier natürlich schlachten,
 aber das überlegst du dir auch einmal, wenn jetzt alle anfangen, ihre Kür zu schlachen,
 ihr da Preis auch ein Keller, das ist also ökonomisches Disaster.
 Deswegen ist diese Regulierung nicht so einfach.
 Und was aber auch noch dazu kommt, das hat mir dieser Marktanalys von der ZMP, der
 zentralen Markenpreisberichtsteller erzählt, das ist so ein privates Analyseunternehmen,
 die waren früher mal öffentlich finanziert, sind jetzt aber privat finanziert.
 Und er meinte, er sieht so einen Grundproblem, da drin, dass die Molke rein in Deutschland
 genossenschaftlich organisiert sind, das heißt quasi alle Milfbauern betreiben ihre eigenen
 Molke rein, so Pimaldau.
 Und zwischen denen gibt es ein sogenanntes, ich habe ich mir das aufgeschrieben, eine
 sogenannte Andinungspflicht, das heißt sozusagen Standard in Deutschland, das bedeutet,
 die Molke rein, verpflichten sich, alles zu nehmen, was die Bauern liefern und die Bauern
 verpflichten sich, alles zu liefern, was sie produzieren.
 Okay. Und er sagt, das ist so ein bisschen das Grundproblem, weil das verhindert, dass
 die Molke rein sagen können, hey, der Preis ist im Keller, wir wissen nicht, wohin mit der Milch,
 wir brauchen deine Milch nicht.
 So, was wiederum dazu führen würde, dass natürlich Milchbetriebe dicht machen.
 Irgendwie.
 Und ich glaube, darauf läuft so ein bisschen hinaus, dass das einfach ein Markt ist, der übersetzlich
 ist, es gibt zu viele Betriebe und das ist so ein bisschen wie bei der Kohle früher, ja,
 du hast halt in Industrie zweig, ja, der produziert halt zu viel und da gibt es Überkapazitäten
 und wahrscheinlich läuft es einfach darauf hinaus, dass Betriebe dicht machen müssen.
 Und er sagt halt auch noch, was das Problem ist, wenn Betriebe gekauft werden, was ja manchmal
 auch der Fall ist, größere kaufen kleinere, da nehmen die halt dieses Recht der Milchproduktion
 mit.
 Das heißt, also es wird nicht weniger sozusagen durch Aufkäufe, sondern die Menge, die
 produziert und abgegeben werden darf, ist die gleiche.
 Also, das heißt also diese normale Marktregulation, die die Hörerin auch erwartet, ja, das
 also Betriebe aus dem Markt ausscheiden, weil sie nicht mehr lohnt, diese in eine automatische
 oder normale Regulation, die ist weitgehend dadurch abgebremsen, dass es halt die Genossenschaften
 gibt, aber auch, dass es viele Subventionen hier gibt.
 Das ist natürlich viele Subventionen gibt, allerdings ist es natürlich jetzt auch so.
 Ich meine, der Preis ist unten und es werden wohl auch viele Betriebe dicht machen.
 Deswegen, jetzt hat es ja diese Woche diese Subventionen, Ankündigung von der Bundesregierung
 gegeben, diese 100 Millionen plus X.
 Ja genau, was ist denn davon eigentlich zu halten?
 Ich glaube und das meine Meinung und das sagt auch dieser Analyst, das ist totaler Kokulores,
 das ist Symbolpolitik, die unter dem Strich nichts bringt.
 Also von 100 Millionen und er sagt auf die Bauern umgelegt sind das 1.200 Euro Probetrieb.
 Ja, das ist nicht.
 Und dieses Geld wird einfach nur mit der Giskana aus.
 Ja.
 Schütte oder ist das auch verbunden mit irgendwelchen Anreizen, sagen wir mal strukturell,
 was an der Milchskroduktion, Situation zu verlegen?
 So wie ich das gesehen habe, ist das nicht der Fall.
 Es sind halt irgendwelche Steuererleichterungen, etc.
 Das wird einfach gemacht, um ein bisschen Geld an die Bauern zu schütten, die da irgendwie
 leiden.
 So, bringt aber der Faktor nichts.
 Der Typ hat das Ausrufergelchen mit dieser Elektroprämie.
 Es ist halt ein Betrag, es ist unter dem Strich viel Geld, aber bringt nichts, weil es im Einzelfall
 zu wenig bei den Bauern ankommt.
 Okay, und das ist, also wenig an bei den einzelnen Bauern.
 Und es ändert auch nicht seine eigentlichen Analyst, eine Überproduktion.
 Der Grund natürlich, was sozusagen diese Überproduktion verschärft, sind so ein paar geopolitische
 Zusammenhänge dieses Embarer von Russland, also dass dieser russische Markt, die Faktor
 weggebrochen ist, wo viel Milchhin exportiert wurde früher, plus die Wirtschaftskrise
 in China, die auch wahnsinnig viel Milch gekauft haben.
 Ah, ist da gerade so ein bisschen Krise.
 B, haben die halt auch angefangen, ihre eigene Milchindustrie aufzubauen.
 Also selbst wenn es da jetzt mal so ein bisschen wieder weg aufgeht, wird das nicht diese gesamten
 Mengen aufnehmen können, die in der EU produziert werden.
 Eine Frage, die ich da noch hatte, war so ein bisschen, können sich dann also klassischer
 Weise, kann man sich gegen Preisschrankung durch Terminen an Terminen börsen, absichern.
 Ich krieg das immer mit durch Annahme, diesen Terminen börsen, aber du helfen mir jetzt
 falsch ist, du verkaufst eine Ware in der Zukunft.
 Richtig?
 Ja, also ich bin jetzt kein spezielles Milch.
 Aber im Prinzip, im Prinzip, du sagst, was mal auf, ich handel hier einen Kontakt und der
 kostet, ich verspreche dir, als Käufer 30 Cent.
 Ja.
 Du kaufst das für die Zukunft.
 Wenn der Milchpreis drunter liegt, zu dem Zeitpunkt, an dem ich dir diese Milch verkaufen
 muss, wird 30 Cent, ist das für mich gut, weil ich für 20 Cent produziere, du hast es
 für 30 gekauft, musst mir Geld geben.
 Deswegen wird es dann normalerweise gar nicht wirklich umgesetzt.
 Diese Geschäfte auf die Zukunft werden normalerweise Wertpapiere gehandelt.
 Der eigentliche Kauf oder Verkauf findet meistens gar nicht mehr statt, sondern man zahlt
 dann in der Regel die Differenz zwischen dem regulären Preis und dem Preis, den man eben
 in diesem Kontrakt vereinbart hat.
 So.
 Wie beim Optionschein im Grunde auch.
 Genau.
 Und wenn der Reale Milchpreis drüber liegt, habe ich halt Pächtkar.
 Also wenn ich 40 Cent beim Discounter kriege, muss es dir aber für 30 verkaufen, habe ich
 Pächtkar.
 Warum will man das machen?
 Genau, eigentlich für solche Fälle.
 Weil wenn ich jetzt 20 Cent kriege beim Discounter oder bei der Molkerei für meinen Milch,
 ich habe aber vor einem Jahr an dich ein Kontrakt verkauft für 30, dann stehe ich jetzt besser
 da.
 Und dann sich als Bauer eigentlich gegen niedrige Abnahmepreise ein bisschen absichern.
 Man verkauft nicht seine gesamte Produktion an der Börse, aber zumindest ein bisschen,
 dass man sagt, okay, ein Teil meiner Produktion, 20 Prozent kann ich halt an Ulf Burmaier
 für 30 Cent los werden.
 Man kann die Preisschwankung da ein bisschen abfedern.
 Aber dazu muss man natürlich auch ein bestimmtes Volumen mehr raten.
 Und das ist der Punkt.
 Er sagt halt, du brauchst einen 1000, 2000 Kühe so, um das zu machen und sein Vorwurf ist,
 es gibt's halt nicht so viel, aber zum Beispiel könnten die Bauer das mal organisieren.
 Das wäre möglich, dass es sich mit verwenden zusammenschließen, um sich sozusagen kollektiv
 gegen solche Preisschwankung zu rechnen.
 Oder er sagt auch, die Molkereien, die es gibt, die sind viel zu unkreativ.
 Er sagt, so französisch und Molkereien beispielsweise, machen viel mehr aus dem Weg.
 Gehen in den Export, was die Deutschen schon sehr, sehr viel machen.
 Aber sie haben mehr Marken, mehr Produkte, mehr Wertschöpfung drin.
 Und die Deutschen sagt, da gibt's halt Müller, die sind in Großbritannien sehr gut aufgestellt.
 Aber im Prinzip sind diese Deutsche Molkereien, sagt der, viel zu fantasielos.
 Weil die im Wesentlichen nur Milch und Butter und Sahne verkehr.
 Und Käse.
 Ja, das ist der Veredlung könnte im Grundein zwischen Schöpfung sein,
 weil dann eben die Wertschöpfung wenigstens bei der Molkerei stattfindet.
 Und wenn die Molkereien wiederum quasi eine kollektive Molkerei der Bauern ist,
 dann kommt ja auch ein bisschen was für einem Geld an.
 Aber das Kernproblem, denke ich bei dieser Milchökonomie ist,
 eben um nochmal zurückzukommen auf diese E-Mailzuschrift und die Frage der Hörerin.
 Das Kernproblem ist, dass es eben so ein Stück weit Sozialismus ist.
 Und von mir ist in der beiden wirtenbergischen Verwaltung
 ein rehertiv hoher Stelle.
 Und der sagt, so schön, also im Grunde sind Bauern heutzutage weitgehend beamtet.
 Weil die im Wesentlichen eben gerade nicht mehr frei beruflich tätig sind,
 sondern von umfangreichen Subventionen und allen möglichen Regularen,
 die in eingegängt sind und sehr, sehr weitgehend abhängig von staatlicher Regulierung.
 Und das zeigt sich hier auch,
 wie dann, das ist im Grunde eine Art Planwirtschaft.
 Jetzt stimmen die Milchpreise nicht mehr.
 Und dann wird mit der Gieß keine Geld ausgeschüttet über den Bauernhöfen.
 Das ist eine Frage, dass man an dem grundsätzlichen Problem, nämlich der Überproduktion
 irgendwas ändert.
 Eigentlich wäre es vielleicht besser,
 wenn man das Geld einsetzen würde, zum Beispiel als Prämie für Bauern die Umsatte,
 die eben jetzt sagen, ich mache nicht mehr in Milch,
 sondern ich mache jetzt in Kanahannung, Schweinefleischproduktion oder, was man ja überlegen könnte,
 was dann auch noch vielleicht so einen gewissen Anreiz bieten würde.
 Ich baue um auf biologischem Milchproduktion.
 Denn der Bereich Biu Milch ist ja hier einer, wo eben nach wie vor ein Unterangebot herrschen.
 Es gibt einfach nicht genügend Biu Milch.
 Deswegen ist Biu Milch auch im Einfaktor X teurer als klassisch produzierte Milch.
 Und da könnte man ja einfach sagen, okay, wir finanzieren jetzt startlicherseits ein Übergang
 von der klassischen Milchwirtschaft hin zu Biu Milchwirtschaft.
 Das allerdings ist nicht vorgesehen, sondern es wird einfach ausgeschüttet.
 Und damit muss man sagen, diese 100 Millionen sind ganz sicher nicht nachhaltig investiert.
 Ich glaube, das ist, was ich nicht auch immer da, um man da drum umreden kann.
 Das ist einfach, die Bauern haben natürlich eine enorme Lobby.
 Gerade diese konventionell-polizellen Bauern in Deutschland, Bauernverband und tiefer
 Wurzelt in der Unionsfraktion und im Agrar-Ausschuss, da muss man ja immer angucken.
 Werder nicht alles, was dann die alles für Bauern funktionieren, drin sitzen.
 Also ich denke, das kann man wirklich abhandeln unter wie symbolischem Strohfeuer- und Geldverschwendung.
 Und das hat man ja schon mal, ne?
 Also da fällt mir jetzt die Parallel-Ein zu Elektro-Aufepräme hier nicht, dass es ja kein Stück besser gewesen ist.
 Das ist kein Stück besser gewesen.
 Also ich hoffe, wir haben das, habe ich es erläutern können.
 Es gibt noch ein, genau, ich pack die Analyse von diesen Leuten von der ZMP noch in die Show-Nodes.
 Das war ganz gut. Das verlink mir noch ein, zwei Artikel.
 Aber im großen und ganzen ist es einfach so, es gibt zu viel Milch und das fehlen die politischen, der politische Wille und die Möglichkeit, das runterzusehen.
 Was man ja auch sagen muss, es gibt ja auch nicht mehr diese Quote. Es gab halt immer lange, das gibt ja auch der Ruf jetzt wieder zurück zur Quote.
 Das war sozusagen diese EU-mäßige Deckelung der Menge, wo man einfach gesagt hat, jedes Land hat eine darf eine Menge Milch produzieren.
 Da halt mit den Preistabil und was sozusagen drüber liegt, wird ein Gelaga, so kann man mit dieser Milchberg und dieser Butterberg und so was zustande.
 Das hat ja auch nicht funktioniert.
 Das hat auch nicht funktioniert.
 Der war immer die Lagerfahre.
 Das war eine Medellarefahre.
 Das war tierisch unökonomisch. Das hat mir jetzt abgebaut.
 Und so kommt es halt dazu, dass man sie jetzt merkt, so, oh es gibt halt zu viel.
 Und da wird es wohl an einem Hofsterben kein Weg dran vorbei.
 Ja, ein bisschen was, genau. Das ist ja genau das Problem.
 Ich habe nicht diese Subvention, die jetzt eben nicht mit irgendeinem Anreiz, denn für bestimmte strukturelle Änderung verbunden ist diese Subvention,
 nimmt im Grunde in Kauf das Höfe sterben, weil der Anreiz fehlt, dass die Höfe sich anders ausrichten.
 Also eigentlich muss man sagen, keine besonders schlauiedene.
 Aber gut, wir bedanken uns ganz herzlich für die Zuschrift, denn ehrlich gesagt habe ich bei diesem Thema auch noch was gelernt.
 Von Milch hatte ich nicht viel Ahnung, wie gesagt außer, wie sie schmeckt. Und das sehen wir gut schmeckt.
 Vielen Dank dafür.
 Hat Spaß gemacht, sich das mal näher anzusuchen.
 Ja, dann müssen wir uns natürlich noch mal kurz kümmern, um diese Annäuerbare Energiengesetzbeziehung,
 sowas die Bundesregierung bemüht sich gerade auch, getränkt auch von der europäischen Union,
 und dann sammeln wir mal diese Energiewende zu gestalten und zu bremsen.
 So, bremsen.
 Muss man ganz deutlich sagen.
 Das hat ja vor zwei, drei Wochen schon mal kurz diskutiert.
 Und wir hatten auch vor zwei, drei Wochen schon einen O-Ton von Claudia Kempferd.
 Und wir freuen uns sehr, dass Claudia Kempferd uns heute zum Interview zur Verfügung stand.
 Leider nicht uns beiden.
 Genau, da muss man ganz zur Einladung sagen.
 Also ich habe mit ihr vor der Sendung gesprochen.
 Aber der Anlass ist natürlich, dass diese Woche, nämlich dieses Treffen stattfand,
 was eigentlich schon Anlass für unsere Erörterung einer der letzten Sendungen wahrnimmt,
 dass ich die Bundesregierung und die Bundesländer zusammengesetzt haben, um zu gucken,
 wie kann denn diese neue, erneuerte, erneuerbar, Energiengesetz aussehen,
 um so Eckpunkte festzuzuren, wie in Zukunft diese erneuerbaren Energien denn umgefahrt hat werden.
 Und das hat diese Woche stattgefunden und da hat sich halt auf so ein paar Eckpunkte,
 wie das immer so heißt, geeinigt.
 Hier soll halt ein Gesetz, das soll in diesen Gesetzesform gegossen werden.
 Und dieses Gesetz soll im nächsten Woche vom Bundeskaminit verabschiedet werden,
 um dann sozusagen in den Bundestag eingereicht zu werden.
 Der Bundesrat muss zwar nicht zustimmen, aber die Länder sind trotzdem dabei,
 weil sie im Prinzip das Gesetz sehr topitieren und auffalten und ausbremsen können.
 Deswegen hat die Bundesregierung sich jetzt im Vorfeld mit den Ländern zusammengesetzt,
 um da mal was festzuzuren.
 Und diese Eckpunkte sind bekannt und stehen jetzt da.
 Und ich habe halt mit Claudia Kämpferd vom deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
 einmal diese Eckpunkte so ein bisschen durchgekaut und mal gefragt, warum es ist eigentlich
 und wie es es eigentlich zu erklären, dass die Energiebewände und der Ausbau
 von anauerbaren Energien jetzt so ausgebremst wird.
 Und meine erste Frage an Claudia Kämpferd war, sagen Sie mal, die Regierung und die Länder,
 die haben sich jetzt darauf geeinigt, wie dieses erneuerbare Energiengesetz
 so demnächst aussehen soll bzw. welche groben Eckpunkte da enthalten sein soll.
 Der stütigste Punkt ist der Ausbau von Windenergie an Land.
 Da ist irgendwie von 2800, megawatt die Rede.
 Brutto, Netto, können Sie das mal auseinander fusseln?
 Was da jetzt genau ausgebaut werden darf, pro Jahr?
 Ja, man hat jetzt beschlossen, dass man einen Deckel einführen wird für die Windenergie.
 Das heißt, das konkret, dass man mit diesem Deckel von 45 bis 45 Prozent maximal 1500 megawatt
 Windenergie noch zu bauen darf.
 Das ist weniger als halb zu viel als man in den letzten Jahren durchschnittlich zugebaut hat.
 Das heißt, das ist ein deutliche Ausbau-Berenze.
 Und Brutto heißt eben, dass man anrechnen kann, dass man nicht anrechnen kann,
 dass die Anlagen ersetzt werden. Also es geht ja auch im sogenannten Repowering.
 Also wenn alte Anlagen durch neue ersetzt werden, rechnet man dies jetzt dazu.
 Das ist mit Brutto gemeint.
 Das heißt, es wird noch weniger neu letztendlich zugebaut.
 Was Sie sagen, 1400 in der Presse steht immer von 2800. Was gilt denn jetzt?
 Ja, es ist ja insgesamt gemeint. Und wenn man es genau ausrechnet und es gibt verschiedene Studien,
 die das nachrechnen heißt, das nach 2018 maximal 1500,
 selbst wenn es 2000 megawatt sein sollten, ist das ein erheblicher Deckel.
 Wenn man sieht, in den Nordländern beispielsweise, hat man ja in den letzten Jahren,
 also im Jahr 2015 beispielsweise, allein in schleswig-Holstein, knapp 900 megawatt zugebaut.
 Wenn man dann noch nie da Sachsen sieht und Begriffe um Vorpommern dazu,
 ist man deutlich über diese Wert und das bedeutet eben, dass man jetzt eine erhebliche Reduktion haben wird.
 Ja, aber nochmal, Sie sagen jetzt 1500, vielleicht 2000, Koalitionssach 2800,
 wie kommen diese Zahlen zustande, diese Differenzen?
 Ja, es gibt verschiedene Studien, die das jetzt mal nachgerechnet haben.
 Es ist immer die Frage, was man noch in Zurechnet, also es kann natürlich sein,
 dass es hier erhebliche Schwankungen gibt.
 Und nichtsdestotrotz heißt es eben, dass wir erheblich weniger zu bauen können.
 Sie müssen ja sehen, dass man das pro Jahr nachrechnen muss, was dieser Deckel letztendlich bedeutet.
 Und wenn man diesen Deckel ernst nimmt von 40 bis 45 Prozent, kann es eben kaum
 in dieser größten Ordnung stattfinden, wie jetzt die Bundesregierung vorgibt.
 Gerade weil es sich hier am Brutto zahlen handelt und deshalb ist es eher wahrscheinlich,
 dass man deutlich darunter liegen wird.
 Das mit dem Windausbau haben Sie gesagt, dass das auch ein erheblicher Deckel ist.
 Was hat es denn mit dieser 60 Prozentregelung für die Nordländer auf sich?
 Ja, diese 60 Prozentregelung bedeutet, das macht sie mal 60 Prozent eben dieser Vereinbarten
 Menge überhaupt nur in Norddeutschland zugebaut werden kann.
 Das heißt, es ist ein erheblicher Einschnitt für die Norddeutschen Bundesländer
 in dieser Sachsenschläge, die ich euch schon mit dem Bock vorpommern.
 Weil man jetzt deutlich weniger zu bauen wird dürfen als es in der Vergangenheit der Fall war
 und man hat offensichtlich sich hier entschieden, dass man bundesweit Deckel einheit
 oder nicht einheitliche Decke, sondern unterschiedliche Decke einführen will.
 Warum, dass es jetzt genau stattfindet, ist ja mehr als fraglich und auch nicht nachvollziehbar.
 Das ist so ein bisschen die Frage.
 Also wir haben jetzt in Paris sehr erhebliches Klimaabkommen geschlossen
 und alle würden ja denken, ja, wir sind auf einen guten Fahrt 33 Prozent erneuerbare
 so im deutschen Strom. Das läuft auch so ganz gut, aber da müssen wir doch noch erheblich drauflegen.
 Jetzt wird gedeckelt, wie so.
 Ja, es ist völlig unverständlich, warum man jetzt die Decke, die Paris-Ziele erreichen wir ja ohnehin nicht mehr.
 Gerade wenn wir jetzt auch noch die Energiewende ausbremsen, wir waren beim Strom auf einem ganz guten Weg,
 wir dürfen aber auch nicht vergessen, dass wir noch mehr erneuerbare Energienziele haben,
 sowohl im Bereich Wärme als auch im Bereich Mobilität.
 Da haben wir 18 Prozent der erneuerbare Energien am Endenergieverbrauch bis 2020.
 Die wird man ja nicht erreichen und jetzt mit einem Deckel beim Strom schon mal gerade gar nicht.
 Also es ist sehr unverständlich, warum man solche Deckel jetzt einführt.
 Es kann nur etwas damit zu tun haben, dass man jetzt anderen Lobbyisten mehr gehört geschenkt hat.
 Die offizielle Begründung von Siegmal Gabriel zumindest, ist ja so zweifach, dass eine ist.
 Wir müssen die Kosten im Griff halten, weil jeder über seine EEG-Umlager und die monatliche Stromrechnung,
 da diese 6, was erneuerbare Energienumlage bezahlt und damit jährlich korrigieren sie mich 25 Milliarden Euro eingesammelt werden,
 um diese erneuerbaren Energien zu fördern.
 Also sein Argument ist, wir müssen das Deckeln damit, wie die Kosten im Griff halten, ist das nachvollziehbar.
 Das Argument, die Kosten zu Deckeln ist nachvollziehbar, aber alle Maßnahmen, die getroffen wurden, sind keine Kosten in der Senkung,
 weil man jetzt eher kostet an steigende Faktoren hat.
 Die EEG-Umlage ist in der Tat gestiegen, aber weniger aufgrund des Zubaus erneuerbare Energien,
 sondern weil der Strombörsenpreis sehr niedrig ist und die EEG-Umlage sich errechnet aus der Differenz zum Börsenpreis.
 Der Börsenpreis ist niedrig, weil wir ein Überangebot an Strom haben und dieses wird in erster Linie ausgelöht,
 weil wir noch immer sehr viel alte, ineffizente Kohlekraftwerke am Netz haben und die laufen auch weiterhin durch.
 Und solange das der Fall ist, wird die EEG-Umlage nicht sinken.
 Das Zweite ist, dass wir sogar noch Kohlesubventionen beschlossen haben.
 In einer bestimmten Reserbe, auch das wird den Strompreis eher erhöhen, dann planen wir auch noch ein völlig überdimensionierten Netzausbau.
 Auch das wird den Strompreis eher belasten.
 Das Kostenargument kann hier keine Rolle spielen, weil die Maßnahmen nicht dafür geeignet sind, die Kosten wirklich zu senken.
 Gut, so nachfahre nochmal, das muss man auch nochmal erklären, warum ist die EEG-Umlage, mit der wir die anneuerbaren Fördern hoch,
 wenn der Strom an der Börse billig ist.
 Die EEG-Umlage errechnet sich eben aus der Differenz zum Börsenpreis, den niedriger der Börsenpreis, das so höher die EEG-Umlage.
 Differenz zu was zwischen Börsenpreis und der Fördermenge der erneuerbaren Energien.
 Und die niedriger jetzt der Börsenpreis ist, dass zu höher steigt eben diese EEG-Umlage.
 Und man kann nachrechnen in der Vergangenheit, dass der Zubau der erneuerbaren Energien gerade in den letzten Jahren
 gar nicht der preistreibende Faktor bei der EEG-Umlage war, sondern einerseits diese sehr niedrige Börsenpreis
 und zum anderen auch die gesamten Industrieausnahmen, die ja noch deutlich gestiegen sind,
 sei es die Industrie zum größten Teil Zeit der diese EEG-Umlage nicht,
 sodass sich der Beitrag für die Privat- und Privat- und Stummenkunden eben auch nochmal überpropersonale Höhlt hand.
 Sie haben eben gesagt, über dem insionierter Netz ausbaut, das verdutzt etwas,
 weil ein weiteres Argument für die Deckelung ja gerade ist,
 dass man nicht so viel Wind auf Land speziell und Wind auf See bauen darf,
 weil die Netze fehlen vom Norden in Süden. Wie passt das zusammen?
 Es passt eben nicht zusammen, es ist eine Gespensterdebatte um angebliche Stromnetze, die nicht da sind,
 weil wir ausreichend Netze heute haben, das ist kein Engpaste für die Energiewende.
 Nur diese Stromnetze sind verstopft mit konventionellen Energienstromen,
 es ist besonders Kohlestrom, der gerade in Norddeutschland sehr stark die Netze blockiert.
 Jetzt planen wir ein Netzausbau, das muss man sich so vorstellen,
 als wenn man in Deutschland alle Straßen soweit ausbauen will, damit es nie mehr irgendwo ein Staug gibt.
 Und das ist völlig überdimensionierte. Man plant praktisch zwei Systeme,
 einmal das für konventionelle und das für erneuerbare und hat dann immer die Sündenbock-Augumentation,
 die erneuerbaren Energien machen, dann den Netzausbau notwendig, was nur zu geringen Teilen stimmt.
 Man kann das Netz sehr viel besser optimieren, dass die jetztige auch besser ausnutzen.
 Man braucht auch die verteilen Netze, über die keiner redet, dann kann man auch auf etliche Stromleitungen verzichten in Deutschland.
 Was müsste denn passieren? Also außer das, was Sie jetzt an Netzoptimierung geschrieben haben in Sachen Kohle auch?
 Es geht darum, dass man den Anteil von Kohlestrom deutlich vermindern.
 Dann werden auch die Netze wieder frei auch für die erneuerbaren Energien, aber es geht vor allen Dingen darum,
 dass man das gesamte Stromsystem verändern muss. Es wird dezentraler, es wird intelligenter.
 Man braucht ein effektives Energien- und Last-Management.
 Das geht eben nur indem man immer mehr die konventionellen Runde fährt und die Versorgungssicherheit der erneuerbaren Energien erhöht,
 durch flexibler Angebots- und Nachfrage-Steuerung, aber mittelfristig auch mehr Speicher.
 Diese Lösungen sind heute überhaupt nicht angegangen worden, jetzt auch nicht durch die Novelle.
 Deshalb ist es so schwierig und auch kontraproduktiv, was hier beschlossen wurde.
 Ein weiteres Argument ist, um Kosten zu senken, sind diese Ausschreibung.
 Die aller meisten Projekte werden ausgeschrieben werden müssen.
 Derjenige darf nur einspeisen und vergütungassieren den billigsten Strom, in dem für die Projekte fahrt.
 Wird das denn zu mehr Markt und sinkenden Kosten führen?
 Ausschreibungen führen nicht automatisch zu mehr Markt und sinkenden Kosten.
 Das weiß man aus anderen Ländern, die Erfahrungen gemacht haben.
 Die Ausschreibungen sind häufig sogar noch teurer, aber daran liegt, dass die Transaktionskosten steigen.
 Sie haben höhere Kosten im Vorfeld einer solchen Ausschreibung.
 Die Risiko aufschläge sind größere, gerade von den Investoren.
 Dann ist es so, dass auch häufig es vorkommt, dass das geplante Projekt gar nicht umgesetzt wird.
 Das heißt, hier entstehen dann noch Strafzahlungen, die auch wieder eingepreist werden.
 In der Summe kann es durchaus sein, dass die Ausschreibungen sogar teurer sind, als man über feste Vergütung festgelegt hat.
 Und mehr Markt ist auch nicht notwendigerweise da, weil nur noch weniger Anbieter überhaupt mitbieten können, sich das leisten können.
 Das weiß man auch aus Erfahrungen aus anderen Ländern, dass eben große Anbieter hier Vorteile haben.
 Sie sind finanzstärker, sie sind sicherer, können diese Kosten auch eher stemmen,
 sodass die kleineren eher verdrängt werden.
 Und das ist eine Konsequenz eben dieser Umstellung auf Ausschreibungen.
 Ich frage mich noch, wenn das jetzt alles so dermassen in die falsche Richtung geht, was ist denn die Ursache?
 Sind das Lobbyisten? Wer ist das?
 Also sehr schwer zu verstehen, warum es jetzt so völlig in die falsche Richtung geht.
 Ich meine, fakt ist einfach, dass wir ein Überschuss haben an Strom ausgelöst durch Kohlekraftwerk haben.
 Aber es wird in erneuerbaren Energien zugeschoben.
 Die Problematiker, wohl die Zukunft der bei den erneuerbaren Energien liegt.
 Das wissen ja jetzt auch die ganzen Unternehmenslenker.
 Stellen sich da oben, aber man will ihnen offensichtlich Zeit geben, das dann auch irgendwann zu schaffen.
 Und die Rezepte, die man jetzt ausgestellt hat, gehen eben nicht gegen die Kohle.
 Sie gehen gegen die erneuerbaren Energien insofern.
 Sind die Gewinner dieser Reform, die Betreiber von Kohlekraftwerken, die verlieren, die Anbieter von der erneuerbaren Energien.
 Es ist eine sogenannte Kampfumstrom, der jetzt seit vielen Jahren herrscht und ein Teil gewinne,
 liegt jetzt eben bei den konventionellen Energien.
 Noch eine Frage zu den Ausschreibungen.
 Da wurde man menge, dass sich kleine Bürgerenergiegesellschaften nicht beteiligen können.
 Aber jetzt sollen Projekte, die so 750 Kilowattstunden haben, nicht ausgeschrieben werden,
 sondern so wie bisher quasi eine Einspeise, Privileg bekommen und auch ein Vergütungsgarantie bekommen.
 Ist das die Rettung für diese wichtigen Bürgergenossenschaften?
 Es ist zumindest ein kleiner Erfolg für die Bürgerenergiegenossenschaften, aber dennoch nicht die Rettung,
 weil dennoch sehr viele Projekte so ausgeschrieben werden, dass sich Bürgerenergiegenossenschaften nicht beteiligen können.
 Gerade der Deckel für Windenergie an Land ist ein wichtiger Faktor.
 Da waren ja die Bürgerenergiegenossenschaften bisher recht fleißig.
 Das wird man jetzt entsprechend vermhindern.
 Und auch dieser Zubau Deckel wird erhebliche Probleme bringen.
 Die Vorteile liegen eindeutig bei größeren Anbietern, die sowohl an Land besser mitbieten können.
 Aber vor allem auch auf See, bei Windenergie auf See Vorteile haben, dass es für Bürgerenergiegenossenschaften ja gar nicht zu stemmen.
 Also insofern gibt es jetzt war leichte Lichtblicke für die Bürgerenergiegenossenschaften, aber dennoch sind sie die großen Verlierer dieser Reform.
 Letze Frage, noch Verständnisfrage auch.
 Ich höre und lese, dass Windenergie auf Land oder Strom aus Wind auf Land für 6,7 Cent pro Kilowattstunde produziert werden können.
 Wir zahlen in unserem Haushalt, weil sich nicht 2023, 2024.
 Wieso muss das noch gefördert werden?
 Wieso steht das nicht überall und ist die billigste Art Strom zu produzieren?
 Ja, in der Zukunft wird es auch genauso sein, dass man Windenergie ganz ohne Förderung wird errichten können.
 Die 6,7 Cent gelten schon heute für viele Anlagen, deswegen ist sie auch die Kostengünstigste Form.
 Aber dadurch, dass man jetzt ein Deckel eingeführt hat, wird man hier weniger Anlagen sehen.
 Aber in der Zukunft ist es ganz sicher so, dass man auch ohne Förderung wird auskommen können.
 Das wäre jetzt ja auch ein guter Zeitpunkt gewesen, immer mehr diese Förderung auslaufen zu lassen, die Windanlagen zu bauen, auch gerade an Land.
 Und dann eben das System auch wirklich so umzustellen, dass auch jeder, der erneubarer Energien einrichten will, dann auch in der Lage ist, dies zu tun.
 Und das behindert man jetzt eben mit dieser jetztigen Reform, obwohl man weiß, dass die Anaubern in der Gegend mittlerweile auf einem guten Weg sind.
 Offensichtlich fürchtet man den Erfolg der Anaubern, in der Gegend deswegen da kritisiert man es jetzt.
 Vorgempert, ganz herzlichen Dank für Ihre Zeit und...
 Ich danke Ihnen auch.
 Schönen Dank noch. Tschüss.
 Genau, das war Philipp im Gespräch mit Claudia Kempferd. Dieses Gespräch haben wir vor der Sendung aufgezeichnet, weil ich noch einen Termin hatte.
 Deswegen musste Philipp das vorher machen, ohne mich, aber ich hoffe, es hat trotzdem Spaß gemacht.
 Zu unserem nächsten Thema und das ist schon unser Feedback-Block.
 Wir haben heute eine etwas kürzere Sendung.
 Wir haben aber eine ganze Reihe von spannenden Zuschriften von euch bekommen.
 Die meisten davon sind auch direkt bei uns als Kommentare im Blog gelandet.
 Vielen Dank dafür.
 Wir mögen solche Kommentare am allerliebsten, weil sie häufig dann auch dazu führen, dass andere Höhre und Höhre noch weiter kommen.
 Das heißt, es kommt einfach eine lebendige Debatte zustande als auf Facebook oder Twitter.
 Wenn ihr irgendwie könnt, schreibt es einfach in unser Blog.
 Zumal wir halt vor der Sendung, dann auch noch mal, finde ich uns leicht nochmal ein Überblick verschaffen können.
 Was war denn jetzt so? Und worauf wollen wir dann noch mal eingehen?
 Und das funktioniert in den Kommentaren einfach besonders gut.
 Ja, weiß ich nicht, soll ich mal anfangen?
 Ich kann mir auch sagen, der Hinweis von jemandem, dass unser AfD-Basching nicht okay ist und nicht nachvollziehbar,
 weil die AfD nicht so weit von der CSU sich entfernt habe und wohin die Aufregung kommt.
 Und da muss ich einfach sagen, kann ich nicht nachvollziehen.
 Wir haben das Programm über das Programm, haben wir ja geredet.
 Und machen das auch noch weiter.
 Aber das denke ich, da sind nicht oft genug darauf hingewiesen, daraus glaube ich, dass CSU dann doch noch irgendwo wanders liegt.
 Marco Hirak hat uns noch auf Twitter angefunkt und meinte ein bisschen weniger dystupie, also ein bisschen weniger Weltuntergangszenare.
 Das mag natürlich sein, dass vom Ton her so ein kleines bisschen dramatisch geraten ist.
 Aber ich persönlich finde das auch dramatisch, wenn einfach 15, 20 Prozent der Wählerinnen und Wähler sich eben so deutlich,
 dass wir euch sagen von bestimmten Grundwerten unserer Verfassung entfernen.
 Das macht mir Sorgen und ich finde, darüber muss man auch reden können.
 Aber gut, diese Folge war ja ansonsten, weitgehend AfD frei, aber ich denke, da werden wir gar nicht umhin kommen, da weiter nachzuhaken.
 Was da so geschieht?
 Dann war noch einen Kommentar nach dem Motto, was sind denn jetzt so die Gegenrezepte?
 Und da schrieb jemanden, wir sah noch ein reichlichner IHF, was zu den Umgang mit Rechten angeht.
 Und unser Glauben, so mal frei formuliert, man könnte die überzeugen und man müsste nur die Argumente gerade rücken.
 Und deren Propaganda auseinandernehmen, das wäre doch wahrscheinlich nicht funktionieren, sondern zitat, man muss dann denke ich,
 gleich stark und plakative, gegen negative Entwickeln, die werden dann auch oberflächlich sein und vermutlich genauso halb falsch, aber so sind gemäß.
 Anders geht's halt nicht.
 Da hoffe ich, dass das nicht so ist.
 Genau, das merkt man einfach nicht sagen.
 Die AfD ist einfach eine große gesellschaftliche Herausforderung und bis lang gibt es noch keine ganz klaren Erfolgsrezepte, um mit dieser Herausforderung zu gehen.
 Das muss man einfach sagen, weil sie ja auch in vielerlei Weise, so die bisherigen Spielregeln des politischen Diskurses verletzt,
 nicht sie provoziert, ständig mit irgendwelchen offensichtlich rechtswidrigen Tesen, schießen auf Flüchtlinge und so und dann war es alles wieder nicht ganz so gemeint.
 Und da sind einfach neue Formen des Diskurses, mit denen man erstmal umgehen muss, weil sie ja letztlich eben auch die Spielregeln verletzen.
 Und wenn jemand ständig falsch spielt und von einem Fall zum nächsten stolper, dann muss natürlich die andere Mannschaft oder müssen sich in diesem Fall die anderen Mannschaften im politischen System ja auch erst mal an diese raurensitten gewöhnen.
 Und ich glaube, dass wie das oft ist, dass eine tun, bedeutet nicht das andere zu lassen.
 Also ich finde, man muss, sagen wir mal sicherlich, sagen wir mal auch in der politischen Diskussion dadurch aus mal ein bisschen vereinfachen und ein bisschen zuspitzen, ja, das ist aber nicht unsere Rolle.
 Sondern ich sehe unsere Rolle eigentlich eher darin, eben das andere zu tun, nämlich diese kleinen und feinheiten auseinander zu dröseln.
 Klar, wenn du dann im Wahlkampf bist und Politiker bist, da musst du natürlich dann auch mal mit grober Haare das Beet bestellen. Aber das ist halt nicht unsere Rolle, finde ich.
 Was sind denn Ovis?
 Ja.
 Wir haben ja, wir haben uns in der letzten Folge ja kurz unterhalten, wie das so ist mit der Verfolgung von Parkverstüßen und das wurde in unseren Kommentaren auch noch weiter diskutiert.
 Wie das denn eigentlich sein könnte, dass die Polizei nicht solche Parkverstüße verfolgt. Und da muss man einfach sagen, die Parkverstüße sind ja in aller Regel eben keine Straftaten, sondern sogenannte Ordnungswidrigkeiten.
 Und da gilt für die Polizei das sogenannte Opportunity and Hitsprinzip.
 Das heißt, sie müssen nicht jede Ordnungswidrigkeit verfolgen, sondern sie kann bei jeder Ordnungswidrigkeit erstmal überlegen, wie sie darauf reagieren will.
 Eine Reaktion ist auch das nicht zu tun, das erleben wir ja öfter, Philippi ja letztes Mal auch erzählt irgendwie er ist am Steuer mit Handy erwischt worden und der Polizist hat streng rüber geguckt.
 Das heißt also das war, da hat der Polizeibeamt zu seinen MS'n so ausgeübt, dass er jetzt eben kein Verwarnungskillt verhängt hat und keine Ordnungswidrigkeiten verfahren eingeleitet hat. Und genau so ist es eben anders als bei dem Verdacht einer Straftat.
 Da gilt, dass sogenannte Legalitätsprinzip, das heißt also bei Straftat, bei dem Verdacht einer Straftat muss ermittelt werden, einstellen darf da nur die Starnsanwaltschaft und auch nur nach bestimmten rechtlichen Spielregeln, also durchaus nicht nach Gusto.
 Und also in Ordnungswidrigkeiten verfahren, obwohl die Nitätsprinzip und da hat uns jetzt ein Hörer in den Kommentaren darauf hingewiesen, dass es in seiner Stadt da so eine negativen Kompetenzkonflik gibt.
 Das heißt also die Behörden schieben sich wechselseitig die Verantwortung zu, dass Ordnungsamt sagt beim Fall Sparken, dass insbesondere beim Parken in zweiter Reihe, das betrifft den Fließendenverkehr und die Polizei sagt, das betrifft den Rundentverkehr.
 So dass beide Behörden dann unter dem Strich nicht mehr zuständig sind und das genau die selbe Situation haben wir zum Beispiel hier in Kreuzberg auch.
 Hier herrscht also das ständige Problem, dass man gegen Parken in zweiter Reihe nix machen kann, weil Ordnungsamt und Polizei sagen nicht unser Problem.
 Und dazu muss man klar sagen, also das geht natürlich eigentlich nicht, also jedenfalls die Polizei ist eigentlich jedenfalls für alles zuständig.
 Sie könnten da durchaus einschreiten, aber wahrscheinlich ist es so, dass sie einfach ihr Messen einfach immer so ausüben zu sagen, parken in zweiter Reihe nebenbei hin, jedenfalls wenn das jetzt nicht irgendwie stundenlang an dauert.
 Kann man sagen, okay, ist ja auch ganz schön, wenn man dann eben ein zweiter Reihe parken kann, andererseits führt es dazu, dass jedenfalls sowas für die Oranienstraße, also ein einziger Hindernislauf ist.
 Oder auch wenn man im Fahrrad daher fährt, das ist dann schon so ein bisschen gruselig mit unter.
 Na gut, auf jeden Fall wollte ich nochmal darauf hinweisen, wie das so ist mit den Ovis und den Straftaten.
 Da gibt es also unterschiedliche rechtliche Prinzipien und nicht in jedem Fall muss die Polizei tatsächlich voll reingrätchen.
 Na, dann war noch, wurde noch moniert, dass die Fakten zum Energieausweis, die ich letzt mal kurz angerissen habe, nicht ganz korrekt sein.
 Ich habe das jetzt nochmal ausführlich nachgeschädet und zwar dieser Energieausweis ist auch wieder, das ist zwar einerseits irgendwie so ein bisschen so nie schön dinge, aber andererseits eben auch Passportoto so ein Problem und eine Ausgeburt von zu viel Lobbyarbeit und zu viel Kompromissen mit einem guten Ansatz, der aber defaktor dann nichts bringt oder kontraproduktiv ist.
 Also der Hintergrund ist jedes Haus, jedes Gebäude braucht bei Neuvermietung oder Verkauf an sogenannten Energieausweis, soll heißen, soll schön vergleichbar sein, wie viel Energieverbrauchteßhaus eigentlich wenig viel mit ein paar Vorschlägen verbunden.
 Was kann man denn da vielleicht noch sanieren, damit ich dann als Käufer Sachen, die Sachen, die man an der Legen kann, um zu gucken, viel wenig, wie viel Kosten habe ich denn so mit dem Energieverbrauchpunkt.
 Das Problem ist, wenn es schon an gibt, nicht ein ausgewise, und es gibt mindestens zwei verschiedene Energieausweisungen. Der eine ist, du mindestens die letzten Verbrauchsrechnungen von den Leuten, die da gewohnt haben, was haben die Defaktor verbraucht, guck sie letzten vier Jahre an, rechnestens Schnitt aus.
 Und das ist dann so der genannte Verbrauchsausweis und der andere ist der Bedarfsausweis, wo du die halt das ganze Haus anguckst, wie die Exzentiveende, wie groß sind die Fanzerflächen, wann es es gebaut und dann rechnest du so ein theoretisch bedarf.
 Der Witz ist, auf all diesen Ausweisen, zum Beispiel, steht keine Wohnfläche drauf, da steht eine Gesamt, ich glaube, Nutzfläche, die aber nur aus dem Volumen des Hauses errechnet wird, da geht niemand rum und misst mal irgendwie die Wohnfläche, sondern das ist eine Gesamt-Nutzfläche, die mit der Wohnfläche nicht zu tun hat.
 Und die Leute gucken dann auf diesen Ausweis und denken, ja, da steht irgendwie ein Quadratmeterzall drauf, die hat aber mit der Wohnung nicht zu tun.
 Man muss dann immer sagen, ja, das ist eine theoretische große. Und dann steht da aber auch so was drauf wie 133 Kilowattstunden.
 So, steht da irgendwo klein auf dem Zeit, 133 Kilowattstunden pro Quadratmeter pro Jahr.
 Oder dann denkst du, ja, net, was mache ich jetzt damit?
 So, und dann musst du dir ausrechnen.
 Okay, ich habe eine 100 Quadratmeter Wohnung, das sind 13300 Kilowattstunden pro Jahr, dann musst du irgendwie wissen, ja, so eine Heizenergie,
 die Stunde, Kilowattstunde kostet irgendwie so 5 bis 10 Euro, da musst du dir ausrechnen, ja, das sind dann irgendwie so 1300 Euro im Jahr, die da so kommen.
 Dann stellt sich aber raus, diese Bedarfsausweise sind viel zu hoch.
 Sie, der Typ, ich habe mir mit Energieberater gesprochen, dann meint diese Bedarfsausweise, sind Größenordnung 50 Prozent zu hoch.
 Da steht dann halt 1000, kannst du ja ausrechnen, steht dann nicht 133 Kilowattstunden pro Quadratmeter pro Jahr.
 Er meint, die Faktor wird in diesem Haus so was auf 90 rauslauf.
 Was erst mal klingt wie eine gute Nachricht, ja, weil du verbrauchst ja weniger, ist natürlich bekloppt, weil es überhaupt nicht vergleichbar ist und Realitätsfern,
 aber du verbrauchst weniger als du denkst.
 Der Punkt ist, und das finde ich besonders per Fiete, warum hat die Lobby das da rein gedrückt, dieses Berechnungsverfahren?
 Weil Sanierungen in diesen Verfahren extrem attraktiv sind.
 Wenn du nämlich glaubst, du verbrauchst 13.300 Kilowattstunden, hast 1000, 300 Euro in Energiekosten im Jahr, nur das glaubst.
 Und da kommt jemand und sagt, du, wir verkaufen in der Heizung, die verbrauchst 20 Prozent weniger.
 Dann denkst du, das ist eine ganze Menge Geld.
 Dann denkst du, es ist natürlich eine Menge Geld. Wenn du aber weißt, es sind nur 900 Euro, dann rentiert es, dann sparsst natürlich weniger und dieser Heizung rentiert sich auch erst viel später.
 Ich würde auch zweifeln sogar gar nicht.
 Wenn du Heizungen verkaufen willst, dann musst du die Energiekosten hochrechnen.
 Muss du die Energiekosten hochrechnen? Und das ist der Grund, warum du so komische Flächenberechnungen da drin hast, ist der Grund, warum du so überhöhete Energie, den da drin hast und so.
 Und das ist Pizza.
 Und das ist Pizza.
 Und das ist Pizza und es ist sozusagen, so Ordnungswidrigkeit habe ich gesagt, die Verbrauchzentralen haben geguckt, wie und der Mieterverband auch, der Mieterbund haben geguckt, wie oft wird denn jetzt dieser Verbrauchsausweis vorgelegt?
 Und man kommt da so auf 50-60% bei Neuverkäufen und Neuvermietungen und theoretisch droht den Ordnungsgeld von 15.000 Euro, de facto setzt das niemand um.
 Gibt's halt da, wird halt, ob du nicht nicht, wird halt nicht, wird halt nicht bestraft.
 Und deswegen hast du das und wie gesagt, leier, der auf diesen Energieausweis guckt, kann damit würde ich mal sagen, de facto nichts anfangen.
 Weil da steht halt nicht 'ne Summe, da steht halt irgendwie so 'ne Zahl, die ist auch klein, die siehst du kaum. Und das ist so ein Ding, gute Idee, da ist es ein Umgesetzt.
 Im letzten auch von der Lobbika-Buddgeräte.
 Und aber auch oft noch 'nen demokrati-theoretischen Ebene total bekloppt, weil uns schädlich, weil du hörst, das wird 'n Gesetz gemacht und großer Streit.
 Und das wird jetzt beschlossen.
 Und das gibt jetzt diesen Ausweis.
 Und dann steht es fest, ja, aber in der Praxis, das ist nicht hin und das ist schlecht gemacht und es wirkt nicht.
 Und das wird nicht bestraft und es gibt keine Sanktionen und irgendwie sagen, alles ist doof.
 Wie bei der Mitpreisbremse und wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Wie bei der Störerhaftung.
 Das Gesetz liegt jetzt vor und durch.
 Das Gesetz liegt jetzt vor und durch.
 Das ist genau so gekommen, wie wir es gesagt haben.
 Die große Koalition hat nicht mehr nachgebessert.
 Das heißt, es gibt jetzt zwar die Einbeziehung der WLAN-Ruta in die Provider-Privilegien.
 Die eigentliche Grundlage, rechtliche Grundlage für die Abmanung sind die Unterlassungsansprüche gegen Provider.
 Und da hat sich jetzt die große Koalition einen wirklich etwas bizarhandel überlegt.
 Es steht nämlich nicht mehr im Gesetz drin, dass die Unterlassungsansprüche ausgeschlossen sind.
 Durch das Provider-Privileg das war im Gesetzinfov drin.
 Das hat aber die große Koalition in ihrem eigenen Gesetzinfovann das drin.
 Das hat sie aber gestrichen.
 Stattdessen steht jetzt in der Begründung des Gesetzes drin.
 Das Gesetz doch bitte Provider nicht mehr abgehmeet werden.
 Das ist doch nicht binden.
 Das ist genau das Problem.
 Also das steht jetzt quasi so einer Adformer Wunsch in der Gesetzesbegründung und man geht davon aus,
 dass das reicht, um die Rechtsprechung zu ändern.
 Die Rechtsprechung hat sich.
 Warum schreibt man das nicht ins Gesetz?
 Eine sehr gute Frage. Die große Koalition sagt, man glaubt halt, dass es auch reicht.
 Ist, denke, es gibt eigentlich keinen vernünftigen
 Grund. Das nicht ins.
 Aber wenn man etwas will, regeln will,
 dann schreibt man nicht ins Vorwort dieses Gesetzes in die Begründung des Gesetzes,
 was das Gesetz machen soll und schreibt es eigentlich ins eigentliche Gesetz nicht.
 Ja, das muss man den Koalitionären erzählen.
 Ich finde es, wo du eben schon sagt, das Demokratie-Theorie, also ich finde,
 das ist ein klassischer Fall wirklich von Demokratieversagen.
 Also leider, leider so, dass in der großen Koalition so unterschiedliche Interessen geherrscht haben,
 dass es jetzt eine in sich für dich widersprüche Regelung gibt.
 Also man sagt, in der Gesetzesbegründung,
 man will die Unterlassungsansprüche jedenfalls,
 weil es im Abmanung geht eigentlich nicht mehr haben.
 Aber auf der anderen Seite regelt man es nicht im Gesetz.
 Und aus der Perspektive der Rechtsanwendung kann das wieder zweierlei bedeuten.
 Man kann also einerseits sagen, okay, es steht zwar nicht im Gesetz,
 aber in der Begründung steht es, also wollte es der Gesetzgeber,
 aber der Gegenschluss funktioniert nicht genau so.
 Das war im Gesetzgebungsverfahren drin. Der Gesetzgeber hat es gestrichen.
 Es gab keine Mehrheit dafür, also sollen die Unterlassungsansprüche wohl weitergelten.
 Da gibt es einen schönen Kommentar auf Legal Tribune online.
 Das können wir ja vielleicht noch verlinken.
 Der genau, das so knackig darstellt.
 Also ich finde, das ist wirklich tragisch,
 dass die große Koalition das nicht geschafft hat,
 nach vielen Jahren der Diskussion und doch eigentlich auch einer politischen Festlegung darauf,
 dass Abmanung abgeschafft werden sollen, das auch ins Gesetz zu schreiben.
 Und das...
 Da frage ich mich inwieweit auch dieses Konstrukt der großen Koalition mit Schuldes.
 Also ich habe mit dem Vorsitzendes Mietabunds gesprochen über diese Mietpreisplanung.
 Ja, und die ja auch nicht funktioniert.
 Und der sagt, das liegt an der großen Koalition,
 dass das disparate Position vorherrschen.
 Aber statt wie das, sammermann in einer nicht großkoalitionären Situation der Fall wäre,
 nämlich dass es da einen offenen, ausgetragenden Streit gibt
 und man die Alternativen sehen und benennen kann.
 Und dann auch wählen kann.
 Genau, und wählen kann um das zu ändern.
 Und das zu ändern, hast du halt hier so ein homogen Körper,
 wie diese große Koalition, die mogeln dann da irgendwas zurecht
 und raus kommen genau solche Gesetzes, die in die nicht zu tun sind.
 Die nicht tun, was ich verschebrechen, in sich völlig widersprüche.
 Also das muss man sehen.
 Also jetzt ist im Fall Stürehaftungs-Eingesetz rausgekommen,
 wo drauf steht, wir schaffen Abmanung ab und wo es auch in der Begründung steht,
 aber wo es nicht im Gesetz ist, Text steht.
 Und da muss man ganz klar sagen, aus der Perspektive des Rechtsanwänders,
 was im Gesetz steht gilt und was in der Begründung steht,
 ist nur relevant für die Auslegung des Gesetzes,
 aber eben nur so weit, wie es im Gesetz ein Anhaltspunkt gibt für diese Auslegung.
 Aber der Bundeskrieg zur Falt dieser Providerprävilik,
 diesen § 8 TMG, in ständiger Rechtsprechung nicht angewendet auf Unterlassungsansprung.
 Mit anderen Worten der 8 schließt nach ständiger Rechtsprechung,
 Unterlassungsansprung nicht aus.
 Und wenn der Gesetzgeber jetzt nur fromme Wünsche in seine Begründung schreibt,
 dann ist es sehr wahrscheinlich davon auszugehen, dass das nicht reicht.
 Und außerdem, um das noch eine spirale Weiterzudrehen,
 es geht auch in diesem Bereich.
 Das haben wir letztes Mal ausführlich diskutiert.
 Vielleicht noch nicht mal so sehr nur um die rein Rechtslage.
 Aber es ist ja sogar so, dass es alles richtig ist, was die GroKo jetzt sagt.
 Denn Europa rechtlich sind diese Unterlassungsansprühe für Abmanungen sowieso ausgeschlossen.
 Oder gibt es jeden Europa rechtlich,
 dass jedenfalls so das nicht abgemahnt werden kann aus dem Grunden.
 Aber das reicht ja nicht, wenn das Europa rechtlich irgendwie richtig ist.
 Denn dann der Punkt ist, wir brauchen noch Rechtssicherheit.
 Wenn ich da wirklich mal einen Wiel an aufmachen soll,
 dann muss ich doch mit Sicherheit wissen, dass ich nicht abgemahnt werde.
 Das heißt, was die GroKo jetzt macht, ist, sie spielt den Wahlzug an die Gerichte.
 Sie gibt den Gerichten, so ein etwas halbseitende Segelanweisung,
 mit dieser Gesetzesbegründung.
 Und mein Glück hat, reicht das in der Rechtsprechung,
 wenn man Pechert reicht es nicht.
 Aber selbst wenn es reicht, dann dauert es jetzt noch 2, 3, 5 Jahre,
 bis das irgendwann mal höchstlich geklärt ist.
 Und da muss man klar sagen, gemessen am Ziel, Rechtssicherheit herzustellen,
 hat die GroKo versagt.
 Jetzt Jetzt gab es hier noch kurze Frage.
 Deschcams, sollen wir dann noch mal drauf ein.
 Genau, genau, das war jetzt nur ein ganz kurzer Punkt.
 Ich war vor Dashcams, da gab es einen höheren Kommentar, der sagte,
 es sei bislang noch nicht höchstlich, derlich geklärt,
 ob Dashcams jetzt eigentlich legal sind oder nicht.
 Und wenn unter welchen Voraussetz und vor dem Hintergrund der umklaren Abgrenzung
 sei dieser Hörer zusammengezuckt, schriebe uns, wenn ich das so locker behauptete.
 Das Gegenteil ist der Fall.
 Ich habe ja ausdrücklich gesagt, dass das in der Rechtsprechung noch nicht geklärt ist.
 Und dass sich so eine Linie abzeichnet, zu sagen,
 nur kurze Aufzeichnung und eben nur unbestimmte Brechete interessend wahrzunehmen.
 Also, ob was da herauskommt, weiß ich auch nicht.
 Das wollte ich nur klarstellen.
 Also da hat jemand mich zumindest missverstanden,
 ich wollte nicht behaupten, dass die Rechtslage so oder so klar sei.
 Und dann ich habe nur gesagt, es gibt eine Diskussion.
 Und konsequenterweise hat ja das OIG über das Entscheidung,
 wir letzte Woche gesprochen haben, eben diese Frage offen gelassen,
 hat einfach nur gesagt, selbst wenn es rechtswidrig war,
 führt das hier nicht zu einem Verwertungsverbuch.
 Dann gab es noch eine Frage an mich.
 Aber das ist eigentlich bei Deutschland funkt,
 nur teilweise vielleicht ein paar Worte da im Podcast zu verlieren.
 Will ich jetzt nicht zu sehr auswalzen, aber kann ich gerne tun.
 Also nur so für einen Background.
 Ich bin da nicht fest angestellt.
 Das heißt, ich muss dann nicht irgendwie ständig ins Büro laufen
 und krieg keinen Festes gehalt.
 Aber ich bin sowas wie ein ja fester Freier.
 Also habe ich sozusagen bestimmte Summers zu sagen und Kontakte und Sachen,
 die ich da sozusagen regelmäßig mache.
 Der öffentliche Rächle Rundfunk hat sowas dankenswertes Beschlossen,
 wie ein Terriervertrag für Arbeitnehmer inliche Freie.
 So einer bin ich.
 Und da sind halt sehr schöne Sachen drin vereinbar,
 die das Leben als Freier,
 sondern mal doch schon, also als Freier für den öffentlichen Rundfunk
 oder für den Deutschland, für das Deutschlandradio,
 schon sehr angenehm gestalten, im Vergleich zu,
 sondern mal völlig freien, die halt mal für eine Text für irgendeine Zeitung hier
 und mal einen Text für irgendjemanden da schreiben.
 Da ist dann also auch schon sowas geregelt, wie Urlaubsgeld
 und wie Krankengeld ab den dritten Tag und so.
 Also so, also Privilege, die normalerweise nur Arbeitnehmer genießen,
 haben wir sozusagen als ein bisschen privilegierte Freie,
 da waren Deutschland, Radio auch und das macht das Arbeiten da sehr angenehm.
 Ich habe wie gesagt, so aber die Möglichkeit, auch alles andere zu machen.
 Also ich bin dann nicht verpflichtig, ich kann nochmal vier Monate wegfahren.
 Das muss ich halt mit meinen Redakteuren dann irgendwie so ein bisschen absprechen
 und planen, aber im Prinzip kann ich da kann daran hindern.
 Und ich muss auch nicht um Genehmigung und Erlaubnis fragen,
 wenn ich tausend andere Sachen mache, noch dazu,
 ich bin halt Freierunternehmer.
 Wenn man so will, in diesem Sinne danken wir euch herzlich
 für die Aufmerksamkeit.
 Das war die Lage der Nation in dieser Woche,
 wie immer abschließend und ausführlich analysiert von Philipp Bandse und von Wolf Boomei.
 So sieht es aus. Wir danken ganz herzlich fürs Zuhören.
 Wir danken Twitter, Facebook, Rumazellen, Abonement, Abonement, Abonement.
 Einthüeunz der Entchen geben.
 Das gilt wie immer auch für diese Freude.
 Danke fürs Zuhören.
 Wünsche noch ein schönes Wochenende, eine gesunde Woche.
 Und wir hauen es dann, wenn ihr wieder am nächsten Friday beziehungsweise nächsten Samstag.
 Auf bald.
 Ciao.
